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An meine Wähler!

Nachdem die Herzogthümer vor den Waffen der Diplo­
matie das Schlachtfeld hatten räumen müssen, war ihre Aufgabe 
offenbar eine zwiefache.

Zmlächst und vor Allem kam es darauf an, dem Feinde 
gegenüber die Ehre zu wahren, die persönliche Ehre; es galt
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durch den S to lz  des Unglücks die W ahrheit der G esinnung 
zu bethätigen und keinen Schacher zu treiben m it der Lebens­
frage eines Volkes. —  S t a t t  dessen, w as geschah? S in d  
es nicht D ieselben, welche geglaubt hatten sich in  den V o r­
dergrund drängen zu müssen, so lange die Erhebung der H er- 
zogthümer noch eine v o rte ilh a f te  S e ite  bot, welche auch jetzt 
wieder a ls  die Eifrigsten sich erweisen, dem neuen Herrscher 
die neue T reue anzubieten, und sich zu beschweren, wenn dem 
E ifer ihrer B em ühung die B elohnung des E rfolges nicht 
entspricht? A ls ob irgend welche R egierung die Pflicht hätte, 
sich m it B eam ten  zu um geben, welche ihre G esinnung wech­
seln wie ein K leid! Leider haben selbst M än n er von einer 
den Blicken A ller ausgesetzten S te llu n g , wie die K ieler Pro* 
sefforen, sich nicht geschämt, um die B estätigung ihrer B e ­
stallung, d. h. um die E rlaubniß , den Eid der T reue zu leisten, 
bei demselben Könige zu betteln , dem gegenüber gerade sie 
am  einseitigsten den H aß der Völker vertreten hatten. D ie  
Id e e  des „unfreien H erzogs^ soll, wie ich höre, es auch jetzt 
wieder sein, m it der m an diese Schwäche zu bemänteln sucht. 
K ein W under! W a r  doch diese Phrase von A nfang an  nichts 
anderes a ls  eine offen gehaltene H interthüre.

Doch genug von dieser Schmach! D ie  zweite Aufgabe 
w ar, wie ich glaube, folgende. E s  mußte der tiefere G ru n d  
der Niederlage dargelegt und der Blick des Volkes von der 
Nebensache wieder au f die Hauptsache hiugelenkt werden.



I n  dieser Beziehung ist so viel wie Nichts geschehen. 
Die schlesw.-holst. Literatur der neueren Zeit hat sich darauf 
beschränkt, bie Schlacht von Zdstedt zu beschreiben und den 
Streit pedantischer Gelehrten über alt gewordene Pergamente 
fortzusetzen. — Zst es nicht als beabsichtige man auf's Neue 
den Sinn des Volkes zu verwirren, um aus der Befangen­
heit seines Urtheils Nutzen zu ziehen?

Wenn ich diesem Treiben gegenüber es unternehme, die 
herrschend gewordenen Illusionen zu zerstören, so glaube ich 
dem Mandate zu entsprechen, welches ich von Euch, meine 
Wähler, in einer kampfbewegten Zeit erhielt. Vielleicht 
möchte es jetzt noch wichtiger als damals sein, auf das Halt­
lose des geschichtlichen Rechtes und auf das Gefährliche des 
Nationalhaffes hinzuweisen.

Was Letzteres betrifft, so werdet am wenigsten Zhr 
mich mißverstehen. Wie früher, so würde ich es auch jetzt 
für eine Schmach halten, wolltet Ih r  vor dem Geßler'schen 
Hute der dänischen National - Eitelkeit den Nacken beugen; 
aber wo Zhr die Standarte der Freiheit seht, da entblößet 
Eure Häupter, und wo es gilt für sie zu kämpfen, da seid 
bei der Hand! Denn die Freiheit ist dieselbe für alle Völker, 
und nur durch die Vereinigung der Völker wird sie stark.

Von jeher ward der Nationalitätsstreit von den Kabi­
netten gern gesehen, und das Mctternich'sche System des 
Truppenwechsels war das bedeutendste der Reaction. — Auch
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für die D än en  liegt in dieser Thatsache gerade jetzt wie mich 
dünkt eine der Beachtung werthe M ahnung . S o  lange aber 
a ls  D änem ark selbst sein Nationalgefühl zu der Einseitigkeit 
eines krankhaften Reizes steigert, wird es seinerseits jedenfalls 
eine eben so seltsame als  schlechtberechnete Zum uthung an 
die H e rz o g tü m e r  bleiben, sich der Einseitigkeit ihres N a t io n a l­
gefühles zu entäußern.

W eder seiner nationalen noch verfassungsrechtlichen B e ­
deutung nach ist das gegenwärtige V erhältn iß  der H e rz o g tü m e r  
zu dem Königreiche ein so natürliches, daß es a ls  ein halt­
bares  betrachtet werden könnte. Um so mehr möchte eS da­
her an der Z e it  sein, die den Erfahrungen der letzten Z ahre  
so leicht zu entnehmende W ahrheit,  daß nur durch ein gegen­
seitiges und ehrliches Entgegenkommen auf dem Wege der 
Freiheit ein für beide Theile gleich ersprießliches Verhältniß 
zu gewinnen ist, zur Richtschnur des staatsmännischen H andelns  
zu machen.

H a m b u r g ,  im Septem ber 1852.

Lafaurie.

} ■ I i U r n



I.

D a s  A ugustenburger- Samrver'sche Rechtsmanoeuvre.

M o t t o :  ES ist nichts so fein gesponnen,
E S kommt doch endlich an die S o n n e n .

2 9 ? tt dem J a h r e  1 8 4 8  w ar für Deutschland der Augenblick gekommen, 
wo es galt, das alte Recht, welches zum Unsinn geworden w ar, zu ver­
nichten und den neuen Id e e n  und Bedürfnissen Rechnung zu tragen. 
S t a t t  dessen trug m an dem alten Rechte Rechnung und tödtete das junge 
Leben. —  S o  sollten denn noch einmal Schiller's W o rte  au f Deutschland 
ihre Anwendung finden: „eine große Epoche h a t d a s  Ja h rh u n d e rt geboren, 
aber der große M om ent findet ein kleines Geschlecht."

W ie m an auch denken m ag über das Benehmen der Fürsten während 
der letzten J a h re ,  d as Eine wenigstens muß m an ihnen lassen: sie haben 
der deutschen N a tio n  treulich beigestanden in  ihrem R echtsboden-E n thu­
siasm us. W ährend sie es den Professoren des P arlam en tes überließen, 
die rechtswidrigen Id e e n  zu bekämpfen, vernichteten sie selbst die rechts­
widrigen Persönlichkeiten; —  au f beiden S e iten  galt dieselbe P a ro le :  
„fiat justitia , p ereat mundus I “

Bei dieser nicht zu verkennenden Achtung des deutschen Volkes vor 
veralteten Rechtsurkunden dürfen wir uns denn freilich nicht darüber 
w undern, daß auch der Herzog von Augustenburg schon lange vor der 
M arz-E rhebung  sich nach einem Advocate» umsah, der wo möglich einige 
P ap iere  auffände, durch die sich im N othfall ein Erbfolgekrieg recht- 
fertigen ließe. —  E in  Erbfolgekrieg im  neunzehnten Ja h rh u n d e rt!

E s handelte sich d a ru m , „ den Herzog au s der bescheidenen Lage 
eines Gutsbesitzers zu der W ürde eines S o u v e ra in s  zu erheben “ und ein 
junger M ann , in einer jedenfalls noch bescheideneren Lage, Advocat S am w er, 
der so eben erst seine Universitätsstudien beendigt h a tte , erhielt vom 
Herzog den A uftrag  zu beweisen, daß dieses Herrschergelüste ein rechtlich 
begründetes sei.

1
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So erschien denn im Jahre 1844 Samwer's Schrift über die 
Staatserbfolge der Herzogthümer. Die von ihm und dem Herzoge selbst 
mit der günstigen Beurtheilung des Werkes beauftragten Zeitungsschreiber 
waren natürlich des Lobes voll. M it eben so viel Haltung als Gründ­
lichkeit, so meinten sie, sei jetzt auf unwiderlegbare Weise das Erbrecht 
des Herzogs entschieden.

Ob Samwer und der Herzog selbst so dachten wie ihre Recensenten? 
ob sie selbst wirklich an die gründliche Haltung und Unwiderlegbarkeit 
ihrer Behauptungen glaubten; oder ob die ganze Schrift Samwer's nichts 
Anderes war, als ein der Würde der Wissenschaft wenig entsprechendes 
Machwerk, darauf berechnet, Herrn Samwer die gnädige Gunst des 
Herzogs und dem Herzoge å tout prix eine Krone zu verschaffen, dar­
über brauchen wir jetzt keine Hypothesen mehr aufzustellen. Es liegen in 
dieser. Angelegenheit Documente vor, die zum Unglück des Herzogs viel 
unwiderlegbarer sind als seine vorgeblichen Herrscherrechte.

Als nämlich die dänischen Truppen Augustenburg besetzten, fiel ein 
großer Theil.der Papiere und Correspondenzen des Herzogs in ihre Hände. 
Zur aktenmäßigen Darstellung wurden sie dem Geheimen Archivar Wegener 
eingchändigt, der sie unter dem Titel: „ M e r  das. wahre Verhältniß deö 
Herzogs von Augustenburg zum holsteinischen Aufruhr“ dem Drucke übergab.*

*  Daß die rücksichtslose Veröffentlichung dieser Doeumente, deren Durchsicht 
ich meinen Lesern empfehle, den Professoren des Augustenburger Erbrechts höchst 
ungelegen kam, bedarf keiner weiteren Erwähnung. Nur auf die Art und Weife 
möchte ich Hinweisen, wie man die Belehrung zu verhindern suchte, die daS 
deutsche Volk aus ihnen hätte schöpfen können. Wie dieS in ähnlichen Fällen 
eine jeßt häufig angewandte Taktik ist, so suchte man den Einfluß der Wegener'schen 
Schrift zunächst dadurch zu schwächen, daß man so wenig als möglich von ihr 
sprach. Reichte dies nicht aus, so wurde Wegeners als eines Schriftstellers 
erwähnt, welcher der Beachtung eines deutschen Gelehrten nicht Werth sei. So 
äußerte noch vor Kurzem Pros. Waitz in de» durch die Stupidität ihrer unfrucht, 
baren Gelehrsamkeit förmlich berüchtigten Göttinger gelehrten Anzeigen: „Der 
Name Wegener ist für alle Zukunft denen an die Seite gestellt, welche des 
traurigsten Ruhmes leidenschaftlicher Entstellung, um nicht zu sagen Verfälschung 
historischer Zeugnisse zu genießen haben." Nur Schade, daß bei allen denen, 
welche sich über die Einseitigkeit der Nationalfeindschaft hinwegzusetzen wissen 
und die von der Wissenschaft der historischen Forschung etwas mehr verlangen 
als eine blos geistlose Zusammenstoppelung eines unverdauten Materials, der: 
Name Wegener weit mehr in Achtung steht, als der des Prof. Waitz. Jedenfalls 
bieten die hier in Frage stehenden Documente ein außerordentlich lehrreiches 
Material und lassen es, wie mich dünkt, zugleich als Ehrensache für die deutsche 
Gelehrtenwelt erscheinen, eine solche Schmutzliteratur, wie die im Interesse der Augn- 
stenburger geschriebene, als eine des deutschen Namens nicht würdige, zurückzuweisen.
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Es findet sich darunter folgender vom 8. Oct. 1844 datirter Brief, 
mit welchem Samwer, der sich damals in Neumünster aufhielt, seine 
den Wünschen und Plänen des Herzogs gemäß ausgearbeitete und später 
wieder modificirte Schrift dem Herzoge zusandte.

„Ew. H. D. habe ich endlich", schreibt der frühere Burschenschafter 
SaMwer  ̂ „die Ehre, meine Schrift über die Erbfolge Schleswig-Holsteins 
überreichen zu können. Es würde meinen innigsten Wünschen entsprechen,
wenn dieselbe in ihrer jetzigen Gestalt Ew. D. Zustimmung erhielte....
Andere Ansichten habe ich in Folge der gnädigen Bemerkungen
Ew. D. und reiflicheren Nachdenkens modificirt  Der Sinn der
Anrüerkung, welche Ew. D. bei der Ehe Dero höchstseliger Eltern 
wünschien, habe ich am Ende der E inlei tung ausgesprochen. 
Theils machte eine Anmerkung an jener Stelle Schwierigkeiten hinsichtlich 
des Drucks, theils schien sie mir an dieser die von Lw. D. beabsich­
t igte Wirkung viel eher hervorzubringen. Wenn die dänische S ta a ts ­
einheitspartei  nicht vollkommen bornirt ist, sollte man denken, daß sie 
im Sinne einer solchen Andeutung handeln werde. In  Dänemark wird 
man diese Arbeit als eine Parteischrift behandeln. — (Ja gewiß, be­
merkt der Archivar Wegener an dieser Stelle, und fügt mit Recht hinzu: 
„)st denn ettva eine Schrift, welche der Herzog von Augustenburg ver- 
arilaßt, corrigirt, mit Zusätzen im Manuscripte versieht, herausgeben läßt 
und als seine einseitige Bernehmlassung vertheilt, — ist denn eine solche
Schrift nicht eine Parteischrift?") Ich kenne nur Einen Punkt,"
fährt Samwer später weiter fort, „der mir schwierig und gefährlich 
erscheint, das Wort „Kronerben" in der schleSwigschen Renunciationsacte.
 Der Beifall Ew. D. würde mir die angenehmste Belohnung (das
glauben wir herzlich gern) und die sicherste Bürgschaft sein, das Wahre 
nicht ganz verfehlt zu haben."

Somit hätte denn Samwer bei dieser Gelegenheit zugleich beiläufig 
in der Person des Herzogs, den so lange vergeblich gesuchten Stein der 
Weisen oder das Kriterium der Wahrheit aufgcfundcn, und vielleicht war 
es mit Hinblick gerade auf dieses letztere Verdienst, daß Samwer sich in 
demselben Briefe die Bemerkung erlaubte, Unparteiische würden, wie er 
hoffe, in dieser Arbeit die reine Wissenschaftlichkeit nicht verkennen.

Um bch Zusammenhang meiner Darstellung nicht zu unterbrechen, 
unterlasse ich nicht, schon an dieser Stelle einen Brief des Kieler Prof. 
Falck mitzutheilen, der sich ebenfalls unter den Augustenburger Papieren 
befindet.

Falck, ohne Zweifel der bedeutendste Rechtsgelehrte der Herzogtümer,
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stand damals mit dem Herzoge auf vertrautem Fuße und hatte, wie aus 
den aufgefundenen Papieren erhellt, sich schon mehrfach den Bestrebungen 
desselben hülfreich angeschlossen.

Was soll man nun davon denken, wenn ein Mann wie Falck selbst 
dem Herzoge schreibt, daß die Samwer'sche Schrift so „gelungen,“ b. h. 
der Parteiintrigue entsprechend, sie auch im Allgemeinen sei, sich doch 
gerade in einem der wesentlichsten Punkte des Rechts-Beweises als 
ungenügend herausstelle:

„Nur ein Punkt,“ schreibt Falck am 8. Nov. 1844 von Kiel aus 
dem Herzoge, ist meines Ermessens darin nicht zur Genüge entwickelt, 
nämlich das Capitel von der gesammten Hand. Ich sagte ihm das 
schon früher. Er hielt es aber nicht für nöthig. Nun zeigt es sich, daß 
Ostwald's Angriffe zunächst auf diesen Punkt gerichtet sind. Samwern 
habe ich gerathen zur Widerlegung Dirckinck's eine kleine Schrift Nach­

folgen zu lassen und dann auch meine Meinung dahin geäußert, daß es 
gut sein werde, wenn eine kurze französische Schrift veranstaltet werde, 
die alle Hauptpunkte übersichtlich zusammenstellte und dann mit scharfer 
Polemik Dirckinck nebst Ostwald in der ganzen Blöße darstellte.... D a s  
scheint mi r  in der T ha t  sehr nöthig  zu sein.“

„Dies muß jedoch,“ bemerkt der Archivar Wegener in einer An­
merkung, „nicht so ganz leicht gewesen sein; denn obgleich Falck es für 
sehr nöthig hielt, so ist doch unseres Wissens niemals eine solche franzö­
sische Schrift erschienen. Samwer äußert selbst in dem oberwähnten 
Schreiben vom 8. Nov. an den Herzog, dieser Streit mit Ostwald, auf 
welchen doch seinerseits Alles ankommt, werde „zum Theil eine Gelehr­
samkeit erfordern, die ich wenigstens noch nicht besitze.“

Nimmt man hinzu, daß Samwer selbst in seinem oben mitgetheilten 
Briefe überdies noch zugesteht, daß ein zweiter Hauptpunkt seiner Aus­
einandersetzung, nämlich das Wort „Kronerben“ in der schleswigschen 
Renunciationsacte ihm selbst schwierig und sogar gefährlich erscheine, so 
dünkt mich liegt es jetzt klar genug zu Tage, daß Samwer eben so wenig 
wie der Herzog selbst an die Wahrheit dessen glaubten, was sie dem 
Volke als wahr und rechtsgültig anpriesen.

Die an Schülerhaftigkeit streifende Affectation einer mittelalterlichen 
Gelehrsamkeit, durch welche das Samwer'sche Werk vor Allem auffällt, 
war offenbar nichts als ein auf den verdorbenen Geschmack der s. g. 
gebildeten Welt in Deutschland berechnetes Manoeuvre, welches einem selbst­
süchtigen Parteigetriebe den Anschein der Gründlichkeit und wissenschaftlichen 
Unparteilichkeit geben sollte.
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E s  fr a g t sich nun ferner, w a s  denn der Zweck w a r , welchen der 
Herzog verfolg te und zu dessen Erreichung auch d a s  Sam w er'sche Buch  
dienen sollte. Auch hierüber finden sich in  den von  W egen er veröffent­
lichten P a p ieren  die genügendsten Aufschlüsse. J a ,  S a m w e r 's  B r ie f  vom  
8 .  O c t . selbst zeigt nur zu deutlich, w a s  m an  eigentlich im  S ch ild e  führte.

I n  diesem B r ie fe  w a r , w ie  w ir  sah en , von einer Anm erkung des  
H erzogs die R e d e , welche S a m w e r  erst am  E n d e der E in le itu n g  seiner 
S ch r ift ein fü gte, w eil er g lau b te , daß sie gerade an  dieser S te l le  die von  

D .  b e a b s i c h t i g t e  W i r k u n g  " am  besten hervorbringen w ürde. 
„ W en n ,"  fü gte S a m w e r  hinzu, „ d ie  dänische S t a a t s e i n h e i t s p a r t e i  
nicht vollkom m en bornirt ist, sollte m an  denken, daß  sie im  S in n e  einer 
solchen A ndeutung  handeln  w erde."

W ir  brauchen also nur d a s  E nde der E in le itu n g  aufzuschlagen, um  
über die S a c h e  a u f 's  R ein e zu kommen. U nd hier finden w ir denn, daß  
der H erzog, der å to u t prix  eine K rone besitzen w ollte , m it H ü lfe S a m ­
w er's  den Versuch m achte, sich von  zwei to ta l verschiedenen R ichtungen  
a u s  den W e g  zum T hrone zu bahnen . —  S a m w e r  hatte zunächst den  
A u ftrag  zu b ew eisen , daß d a s  augustenburgische H a u s  eben so sehr an  
S c h le sw ig  a ls  an  H olstein Erbansprüche besitze. D a s  w ar der „ S c h le s w ig -  
H olste in ism u s"  im  S in n e  dieser Leute. —  W ir  haben b ereits a n s  den 
vertraulichen A eußerungen Falck's und S a m w e r 's  geseh en , w a s  es m it  
den B ew eisen  für dieses Erbrecht a u f  sich h a t.

F ü r den F a ll  n u n , daß m an hinter die Schliche der Sam w er'sch en  
R echtserörterung kommen w ürde (und beiläufig  gesagt h atte  schon A d v . 
Claussen im  J a h r e  1 8 4 2  es deutlich genug für den, der überhaupt sehen 
w ollte, d argeleg t, daß der H erzog g ar  kein Erbrecht an  den H e r z o g tü m e r n  
h a b e ) , sollte S a m w e r  den D ä n e n  a n d eu ten , daß sich der S c h le s w ig -  
H olste in ism u s am  besten dadurch beseitigen ließ e , daß m an  den H erzog  
von A ugustenburg zum K ön ige von  D än em ark  mache. —  D a s  w a r  der 
S in n  der in  F ra g e  stehenden A nm erkung.

S a m w e r  th at w ie ihm  befohlen und schloß daher seine E in le itu n g  
m it sehnsüchtigen Blicken nach der dänischen S ta a t s e in h e it  w ie fo lg t:  

„ W ie  sehr ü b rigen s die T h ron fo lge  von dem zufä lligen  P ersonenstände  
abhängt, ze ig t sich h ieran . E s  sind m it A u sn ah m e zw eier , alle a g n a ­
t i  s che n N achkom m en C hristian I. zugleich c o g n n t i s c h e  Nachkom m en  
Friedrich III. und dadurch zugleich näher oder ferner a u f die d ä n i s c h e  
K rone berechtigt. U nd nach der gegen w ärtigen  L age w äre unter diesen 
die nach dem  regierenden H au se zunächst a u f  die H e r z o g tü m e r  berechtigte 
Linie (welche, w ie S a m w e r  h atte beweisen m üssen, die Augustenburgische
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sei) zugleich au f d as Königreich berechtigt, wenn wenige Personen nicht 
existirten, von denen n u r Eine Nachkommen hat. W ürden diese wegfallen, 
so würde daher au f d ie s e lb e  Person (d. H. au f den Herzog von Augusten- 
burg) die Fürstengewalt D änem arks und die Schleswig -  Holsteins .über­
gehen, allein aus verschiedenen Rechtsgrüunden, nach verschiedenen G ru n d ­
sätzen, nur durch ein Zusammentreffen z u f ä l l i g e r  Verhältnisse würde das 
R esu lta t dasselbe sein." —

Also A dieu , Schlesw ig-H olstein! es lebe die Zufälligkeit! und der 
Herzog von Augustenburg a ls  König des staatöeinheitlichen D änem arks!

W enn die dänische S ta a tse in h e itsp a rte i das nicht versteht, schrieb 
S am w er seinem H errn, so muß sie, dsinkt mich, außerordeutlich bornirt sein.

Beachtenswerth bleibt es indeß, daß gerade die deutschen Gelehrten 
diese Tendenz der Sam w er-A ugustenburger S chrift nicht verstanden. S o  
findet sich noch im J a h re  18 4 9  in der Brockhaus'schen Zeitschrift „He 
G egenw art" eine, wie m an allgemein vermuthet, von dem Kieler Professor 
L. S te in  geschriebene Abhandlung über Schleswig-Holsteins Erhebung, in 
welcher die Sam wer'sche Schrift sogar in folgendem Zusam m enhänge mit 
der Roeskilder Ständeversam m lung des J a h r e s  1 8 4 4  erwähnt wird.

„ I n  der S tändeversam m lung von R oesk ilde", sagte der anonyme 
Verfasser dieser Abhandlung, „konnte Algreen Ussing seinen dahin lau ten­
den A ntrag  fast einstimmig durchbringen: „D er König möge erklären, 
d a ß  D ä n e m a r k ,  S c h l e s w i g ,  H o l s t e i n  u n d  L a u e n b u r g  e i n e n  
e i n i g e n  u n d  u n t h e i l b a r e n  S t a a t  a u s m a c h e n ,  in dem die E rb ­
folge ausschließlich nach dem Königsgesetz gelte." ES w ar d a s  ein sehr 
kühner W u rf;  allein es w ar doch mehr ein Versuch a ls  ein wirklicher Act, 
und schon die Folge dieses Versuchs zeigte, daß die Herzogthümer schwer­
lich e i n e m  s o l c h e n  oder ähnlichen S taatsstreiche nachgeben würden. Hier
nämlich hätte m an in der Zwischenzeit keineswegs geruht.. . . . . . . . . . . . . .Hierbei
haben zwei junge M änner sich entschiedene Verdienste erw orben, die wol 
die Ehre einer E rn äh ru n g  werth sind: K. S am w er, der in seiner Schrift 
„die S taa tse rb fo lg e  der Herzogthümer Schleswig-Holstein" au f das ent­
schiedenste das ausschließliche Recht der männlichen Linie nachwies und 
der Kieler Professor L. S t e i n . "

D ie  selbstgefällige Oberflächlichkeit, dieses Raisonnem ents tr it t  au f 
der S te lle  zu T ag e , wenn m an folgende S te lle  au s einem B riefe dam it 
vergleicht, welchen S a m w e r am 8 . Novbr. 1 8 4 4  an den Herzog schrieb : 

„ . . . . D ie V orgänge in der Rothschilder Ständeversam m lung 
dürften wol als das Wichtigste anzusehen sein, w as seit der Schleswiger 
D iä t von 1 8 4 2  sich ereignet ha t.
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„ . . . Man konttte Vie Proposition der jütischen Stände auch in 
einem ändern SinNe verstehen: sie ging auf S t a a ts e in h e i t  und es 
g ibt  auch ein anderes M i t t e l  sie zu erlangen, der E rb ve r ­
zicht der Hessen.“

Also um dieselbe Zeit, als, um mit dem eben citirten Schriftsteller 
der Brockhaus'schen Zeitschrift zu reden, „sich in den Herzogthümern ein 
Schrei des Unwillens gegen Usstng's Antrag einer S ta a ts e in h e i t  
erhob“ , deutete Samwer dem Herzoge dtt, daß man den Wunsch dieser 
Staatseinheit dazu benutzen könne, dem Herzoge den Weg zum dänischen 
Throne zu bahnen.

Von jeher übrigens war dem Herzoge, wie sich aus den Wegener' 
scheu Aktenstücken ergiebt, die schleswig - holsteinische Bewegung nur ein 
Mittel zur Erreichung seiner dynastischen Zwecke. Wie wenig er auf 
Schleswig-Holsteins Einheit gab, so lange er glaubte, auch ohne sie eine 
Krone gewinnen zu können, zeigt unter ändern auf's schlagendste ein von 
thhi ausgedachter Verfassungsentwurf, für welchen er im Jahre 1830 beit 
König von Dänemark zu gewinnen suchte. Er schlug damals vor, das 
ganze Land pol i t isch in gewisse D ist r ic te  abzuthei lett . . . . 
z. B. „ein Theil der adelichen Districte mit den daran stoßenden Aemtern 
und Städten bildete eine Abheilung; die Marschen die zweite; die Herr­
schaft Breitenburg, Pinneberg und die Grafschaft Rantzau mit der Stadt 
Altona bildete die dritte u. s. w.“ M it einer solchen Verfaffungseintheilung, die 
den in Preußen eiNgefiihrten Provinzialständen entsprechen sollte> käme 
dann, wie der Herzog seinen Plan empfehlend, ausdrücklich hinzufctzte, 
„die gegenwär t ige Verb indung  der Herzogthümer gar nicht 
znt Sprache.

Es war dies um dieselbe Zeit, als Uwe Lornsen, einer der nobelsten 
Charaktere der schleswig-holsteinischen Bewegung, aus reiner Begeisterung 
für die Sache, einer neuen, freien und gemeinsamen Verfassung das Wort 
redete. Gerade als Gegensatz gegen diesen Lornsen'schen Verfassungsplan 
entwarf der Herzog den seinigen und hatte nichts Eiligeres zu thun, als 
Lornsen und dessen Freunde beim Könige von Dänemark brieflich als 
„Demagogen“ zu denunciren.

„Demagogen,“ so schrieb der Herzog, „suchen im gegenwärtigen 
Augenblicke eine ungünstige Stimmung zu benutzen; . . . .  ein Beamter, 
Namens Lornsen, hat von mehreren seiner würdigen Menschen umgeben, 
in Kiel und Flknsburg dazu aufgesordert, sich bei der Unterschrift einer 
Vorstellung an Ew. Majestät zu betheiligen, den Herzogthümern nicht 
allein eine Verfassung, sondern diejenige Verfassung zu verleihen, welche
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nach der Meinung dieser Herren für dieselbe passend ist . . . .  Der Augen­
blick ist gekommen, wo alle wohlgesinnte Männer sich um den Thron 
Ew. Majestät schaaren müssen, um Ordnung und Ruhe aufrecht zu er­
halten. Ich  hal te es daher fü r  P f l i cht ,  Ew. Majestä t  meine 
Dienste anzubieten."

Der Bruder des Herzogs, der Prinz von Roer, schrieb bei dieser 
Gelegenheit folgende Zeilen an den Herzog: „Zch freue mich sehr über die 
Uebereinstimmung unserer Gedanken und Handlungen . . . .  Ich habe an 
den König geschrieben, und ihm eine Schilderung eines jeden der 
Demagogen gemacht und ihn beschworen, die Sache auf's ernstlichste 
und nachdrücklichste zu nehmen."

Derselbe Prinz von Roer schrieb sieben Jahr später dieselbe Ge­
sinnung an den Tag legend, seinem Bruder, dem Herzog, tote folgt:

»Was sagst Du von der Adresse der Kie ler  Nar ren  (so nannte 
er die Professoren) an die Göttinger Professoren? Man wird doch in 
Copenhagen sehr darüber verlegen sein müssen, wenn der König von 
Hannover die Ker ls  wegjagt, daß von hieraus die Professoren und 
ersten Beamten sich so b la m i r t  haben. Indessen scheint es Ln Hannover 
ganz gut zu gehen, und wird theils den Demagogen einen Dämpfer 
aufsetzen, theils aber auch der Welt zeigen, daß eine Verfassung, welche 
nicht das aristokratische Princip hat, durchaus keine feste Grundlage hat."

So stand es mit der Gesinnung jener Männer, die sich im März 
1848 mit ihren Helfershelfern Beseler und Consorten an die Spitze der 
Bewegung drängten, den Augenblick benutzend, wo Diejenigen, welche 
damals, wie Olshausen und Claussen, wirklich das Vertrauen des Volkes 
besaßen, im Aufträge der Rendsburger Versammlung sich in Kopenhagen 
befanden. Man hatte dieser Deputation das Wort gegeben, vor ihrer 
Rückkehr keinen Aufruhr zu beginnen. Das Wort ist bekanntlich gebrochen, 
trotzdem daß man mußte, daß damit die Freiheit und das Leben der in 
Kopenhagen verweilenden Vertrauensmänner aufs Spiel gesetzt wurde.

In  der That, eine Rendsburger Zeitung äußerte sich im Jahr 1850 
nicht ganz unrichtig über diese Angelegenheit, wenn sie behauptete: 
»Ohne abzuwarten,  welche Antwort das Comite aus Kopenhagen zu­
rückbringen würde, während die besten Männer unter den Dänen ver­
weilen mußten, bildete sich auf einmal hinterrücks in Kiel die s. g. provi­
sorische Regierung, unter dem Vorwande, Rendsburg müsse schnell in 
Besitz genommen werden, eigentlich aber um zu verhindern, daß jene 
fünf Volksmänner in die Regierung berufen würden.

Wer wollte sich übrigens, nach den mitgetheilten Aktenstücken, noch
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über den Charakter dieser provisorischen Regierung wundern. Sie war 
das notwendige Resultat einer Jahre lang vorbereiteten Intrigue. Der 
Schluß entsprach seinem Anfänge. — Wonach man bisher mit den un­
würdigsten Mitteln im Geheimen gestrebt hatte, das hoffte man jetzt mit 
einem einzigen kühnen Griffe erreichen zu können — eine Augusten- 
burger Regierung mit aristokratischem Princip.

Es ist bekannt, wie die Usurpatoren zunächst den Versuch machten, 
die provisorische Regierung blos aus Vertretern der Augustenburger Dy­
nastie und des Adels zusammenzusetzen. Es ist ferner eine nicht zu wie­
derlegende Thatsache, daß die provisorische Regierung sich dem Volke 
gradezu aufdrängte und daß Beseler eben so sehr wie Reventlow von 
Anfang an sich auf das Entschiedenste weigerte, einer nach allgemeinem 
Stimmrechte zu berufenden Landesversammlung die Entscheidung über die 
Zukunft des Landes zu überlassen. — Nach welchem Rechte also bemäch­
tigten sich diese Herren, welche sich beständig auf das Recht beriefen, der 
Zügel der Regierung. Etwa nach dem Erbrechte der Augustenburger? 
dessen Hauptvertheidiger selbst bekannten, daß Alles, was sie dem Volke 
darüber vorschwatzten, des Beweises entbehre. Oder etwa nach dem 
Rechte der Auflehnung gegen ihren Landesherrn, dem sie Treue heuchel­
ten, und gegen die Volksfreiheit, welche sie beseitigten?

Wäre Olshausen wirklich das gewesen, wofür diejenigen, welche ihn 
nicht genau kannten, ihn so lange hielten, ein Staatsmann; hätte er 
wirklich Talent und Energie zum Regieren und nicht blos administrative 
Befähigung besessen, es wäre ihm bei seiner Popularität, bei der Achtung, 
welche das Volk vor der Uneigennützigkeit seines Charakters nicht weniger als 
vor der Schärfe seines Verstandes hatte, ein Leichtes gewesen, bei seiner 
Rückkehr von Kopenhagen die schmutzige Regierungswirthschast der pro­
visorischen Regenten in ihr früheres Nichts zurückzuschleudern. Daß er 
dieses nicht that, vielmehr zum Spielballe der Regierung ward?, raubte 
ihm selbst allmälich das Vertrauen seiner früheren Verehrer und nahm 
ihm jedenfalls alle Macht und allen Einfluß auf die entscheidenden 
Wendungen des späteren Kampfes.

Manchem wird es vielleicht scheinen, als schlage ich hier den späte­
ren Einfluß Olshausens geringer an, als er wirklich war. Allein meine 
eigene Erfahrung lieferte mir die Bestätigung meiner Ansicht. Denn aus 
keinem anderen Grunde wurde ich bei meiner Ankunft in Holstein im 
Sommer 1850 so rasch zum Abgeordneten für die Landesversammlung 
gewählt, als weil ich mich öffentlich und im Beisein Olshausens nicht 
weniger entschieden gegen ihn, als gegen die Statthalterschaft aussprach.
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Doch d a rf  ich wie ich glaube hinzuzufügen nicht unterlassen, daß die Ach­
tung vor O lshausens Charakter a ls  P riv a tm an n  noch immer, und wie 
m ir scheint m it Recht, dieselbe wie früher w ar, während ein großer 
Theil des Volkes und selbst ein Theil der Armee schon vor der Schlacht 
bei Zdstedt m it M iß trauen  und Verachtung au f die S ta ttha lte rschaft und 
deren Helfershelfer blickte. —

II.

A a s  nicht verstandene und nicht vorhandene liecht.

D re i J a h re  hab t I h r  Euch bekämpft au f Tod und Leben, I h r  
Deutschen und I h r  D änen, w eshalb? F ü r  unser Recht, werdet I h r  m ir 
antw orten. F ü r Euer Recht? E tw a für die constitutio  W aldem ariana, 

oder für die W ahlcapitu lation  Christian I., oder für das P a te n t  und die 
Erbhuldigung von 1721 ? —  S e id  doch ehrlich! Unter Tausend von 
Euch ist noch nicht E iner, der auch n u r zum Theil die S tu d ien  gemacht 
hätte, welche nöthig sind, ein antiquarisches S ta a tsre ch t auszulegen. Urib 
für solche unverstandene Antiquitäten habt I h r  Euch geschlagen? I n  der 
T hat, die Sache wäre spaßhaft, hätte sie nicht so viele O pfer gekostet.

I h r  denkt vielleicht, ich übertreibe, ich unterschätze die Rechtskenntniß 
des Volkes und die Jnterpretationekunst unserer Gelehrten. W ohlan ! 
Hören w ir denn das Urtheil derer, welche diesen Rechtostreit selbst herauf- 
beschworen haben und prüfen w ir die Gewißheit ihrer R esultate. —  An 
wen aber könnten w ir uns in dieser Angelegenheit zunächst wohl besser 
wenden, a ls an denjenigen, welcher allgemein und m it Recht für den 
Befähigsten und zugleich für den Ehrlichsten unter denen g ilt, welche für 
den Schleswig-Holsteinism us in die Schranken traten .

I n  seinem W erke, welches Uwe Lornsen im Gefängnisse begonnen 
und au f dem Todtenbette vollendet h a t,  finden w ir gleich zu Anfang 
folgenden offenen und ehrlichen A usspruch:

„D ie  vorliegenden R elationen über die staatsrechtlichen Verhältnisse 
der Herzogthümer Schleswig und Holstein zu einander und zu dem Könige 
reiche D änem ark sind in einem so unglaublichen G rad e  theils unvollständig, 
theils verw orren, daß cs schlechterdings unmöglich ist, d araus zu einer 
klaren Ansicht, zu einer festen, begründeten Ucberzengung über den 
Gesammtbestand der Sache zu gelangen. E s  gehört gewissermaßen eine 
A rt von Unverstand und Gewiffenslosigkeit dazu , au f die vorliegenden
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Bertxage kategorisch über die R e c h ts f ra g e  absprechen zu wollen. D ie 
Landesgeschichte selbst ist aber den Landeseinwohnern unzugänglich. I h r e  
B earbeitung ist in solchem M aße verwahrlost, daß es ganz allgemein, in 
allen Classen der Landeseinwohner, an  einer zusammenhängenden Kunde 
von dem Thatsächlichen der Bergangenheit, ihrer politischen und rechtlichen 
B edeutung gebricht. N ur unsern Geschichtsforschern wohnt diese Kunde 
bei und diese allein haben daher auch eine klare Ansicht und eine begründete 
Ueberzeugung in B etreff der staatsrechtlichen Verhältnisse der Herzog- 
thüm er zu einander und zu dem Königreiche D änem ark. I n  allen
ändern Classen der Landeseinwohner m angelt es aber hieran in  solchem 
M aße, daß selbst unsere ersten S ta a tsm ä n n e r , wie überhaupt alle unsere 
R e c h t s g e l e h r t e n ,  welche nicht die Erforschung der Landesgeschichte in 
ihren Quellen sich zum Gegenstände eines b e s o n d e r e n  S t u d i u m s  
gemacht haben, sich außer S ta n d e  befinden, über die vorliegenden Rechts­
fragen ein m otivirtes Gutachten abzugeben."

Um ja  nicht mißverstanden zu werden, fügt Lornsen dann später 
noch erläuter.nd hinzu:

„$)te  p o l i t i s c h e  Geschichte unseres Landes liegt auch nicht
einmal in ihren Grundzügen, auch nicht einmal in  ihren Hauptmom enten 
am  T age. Eine Folge der vernachlässigten B earbeitung dieser S e ite  der 
Landesgeschichte ist die Unverständlichkeit und Verdunkelung unseres öffent­
lichen Rechts, das lediglich ein R esu lta t der äußern Geschichte des Landes 
ist. Diese Verdunkelung ist um so vollständiger, a ls  selbst nicht einm al
die nackten Thatsachen, au s welchen unsere Geschichte erwächst, ein G e­
m eingut auch nur der Gebildeten im Volke ist. W ir  besitzen n u r ein 
einziges umfassendes Geschichtswerk, d as bereits vor e i n e m  h a l b e n  
J a h r h u n d e r t  erschienen ist. D ieses bändereiche W erk ist seinem W esen 
nach nichts Anderes, a ls  eine geistlose Com pilation aller dam als zu Tage 
geförderten Geschichtsqueüen. D ie hinzugefügte B earbeitung  derselben ist 
durchweg eine vollkommene Entstellung der politischen Geschichte unseres 
Landes. E inestheils hat der Verfasser überall keine Ahnung von den 
M otiven und Zwecken der Handelnden, wie dies au s  der dam aligen Z eit, 
in welcher überall kein politisches Leben sich bewegte und den Geschichts­
schreiber durchdrang, erklärlich w ird , theils gestatteten ihm seine persön­
lichen Verhältnisse und der Geist seiner Z eit nicht, die W ahrheit, wo sie 
sich ihm aufdrängte, herauszustellen. E r  durfte es weder m it dem Fürsten­
hause, noch m it den D ä n en , noch m it dem einflußreichen Adel verderben 
und grade diese waren die handelnden Hauptpersonen der Vergangenheit. 
W o diese also den Interessen unseres Landes zu nahe getreten waren,
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da mußte dies verschleiert und verhängt werden; wo der Adel für die 
Landesintereffen m it dem Fürstenhause und den D änen  kämpfte, da  mußte 
die Sache au f eine allen Theilen genehme W eise zurecht gestellt werden. 
W a s  ihm die Hauptsache hätte sein sollen, d as Recht und d as Interesse 
unseres Landes in  seinem Gegensätze, sei es zu den D änen, dem Fürsten­
hause, dem Adel, das allein kam bei ihm in solchem Conflict überall 
nicht in Betracht. A us diesem Geschichtswerk kann m an demnach zu einer 
Ansicht von dem wahren G ange  unserer Landesgeschichte nicht gelangen, 
ohne die M aterialien  selbst in s Auge zu fassen, sie von Entstellungen des 
Verfassers zu entkleiden, ohne m it ändern W orten  die Arbeit des G e ­
schichtschreibers zu e r n e u e n .  D ieses W erk ist also fü r uns so gut als 
g a r nicht vorhanden; wir haben unter unfern Landsleuten noch keinen 
Einzigen angetroffen, welcher sich m it dem I n h a lte  desselben, auch nur 
zum kleinen Theile vertrau t gemacht h ä tte , die Geschichtsforscher abge> 
rechnet. Alle spätem  B earbeitungen unserer Landesgeschichte beschränken 
sich aber au f Einzelheiten, bei der A usw ahl derselben geht m an nun 
aber auch nicht etwa planm äßig nach M aßgabe ihrer rein geschichtlichen 
oder unm ittelbar praktischen Wichtigkeit zu W erke, sondern m an läßt sich 
von augenblicklicher Lust oder Unlust oder von dem jedesmaligen S tu d ie n ­
plan oder den persönlichen Bedürfnissen des Verfassers leiten. G roße 
geschichtliche Thatsachen, welche in aller Beziehung den ersten R a n g  ein­
nehmen, sind ununtersucht geblieben, während unbedeutenden, an F rivo litä t 
grenzenden Einzelheiten die umständlichste E rörterung zu Theil geworden 
ist. E s  sind auch nicht etwa einzelne Zweige der Landesgeschichte, sowenig 
wie die politische Geschichte sowenig auch die Verfassungsgeschichte oder 
Culturgeschichte oder irgend eine andere zum Gegenstände der B earbe i­
tung gewählt, sondern au f allen Gebieten der Geschichte ist hie und da 
eine Einzelheit erörtert worden. Und w as durch diese planlos sich au f 
dem Gebiete der Geschichte herumschlängelnden Untersuchungen an  A us­
beute gewonnen ist, ist uns noch überhin unzugänglich, weil es in einer 
unzähligen M enge von Schriften zerstreut herumliegt. Solchergestalt bleibt 
denn unsere Landesgeschichte, insonderheit unter dem oldenburgischen Hause, 
ein Geheimniß unserer Geschichtsforscher. D ie  neueren Untersuchungen und 
Streitschriften zwischen unfern Geschichtsforschern und ändern halb einge- 
weihten M ännern  über die staatsrechtlichen Verhältnisse unserer Lande 
Schleswig und Holstein zu einander und zu D änem ark sind daher auch 
für uns Ändern theils geradezu unverständlich, theils unüberzeugend, weil 
die geschichtlichen Thatsachen, welche ihnen zum G runde liegen und a ls 
bekannt vorausgesetzt werden, für uns in einem völligen Dunkel oder in
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einem unaufklärbaren Halbdunkel liegen. E in  neuerdings vom Professor 
Falck herausgegebencs Compendium des schleswig-holsteinischen Rechts 
fordert die Sache auch nicht w eiter; es ist dasselbe, eben weil die ge­
schichtlichen Thatsachen, welche ihm zum G runde liegen, nur unvollständig 
und unzusammenhängend bekannt sind, für uns nichts weiter a ls  eine 
Zusammenstellung von Noten zu e i n e m  u n b e k a n n t e n  T e x t e s  —

Nach dieser Auseinandersetzung Lornsen's stand es allerdings sehr 
trübe m it dem dänisch-deutschen Rechtsbewußtsein, ein Uebelstand, dem 
freilich, wie w ir sahen, der Advocat S am w er später eine vortheilhafte 
S e ite  abzugewinnen wußte. Lassen sich doch die sämmtlichen Rechtserör­
terungen der Augustenburger P a rte i, wenn m an genauer zusieht, a u f  die 
eine W ahrheit reduciren: in den trüben Gewässern des historischen Rechtes 
läßt sich vortrefflich fischen. Von Lornsen dagegen kann m an sagen, daß 
er wirklich noch so unschuldig w ar, an die Bew eiskraft und die M o ra ­
litä t eines solchen Rechtes zu glauben. Ließ er sich doch in seinem E ifer
sogar zu dem Ausspruche verleiten, die Herzogthümer brauchten sich nicht 
wie I r l a n d  von England Alles gefallen zu lassen, denn ihr V erhältniß 
zu Dänem ark beruhe nicht au f E roberung, sondern au f dem Nechtsver- 
trage und in den heftigsten W orten w arf er es einst Falck vor, daß der­
selbe noch immer kein Buch geschrieben habe, worin dieses große Recht
des Landes klar gemacht werde, d a s , wie er sag te, in  seinem ganzen
Umfange bis jetzt nur für ein h a l b  Du t z e n d  M änner zu T age liege, 
für die übrige W elt aber ein Geheimniß sei.

Und wie steht es jetzt m it der Enthüllung dieses Geheimnisses, jetzt, 
nachdem m an für dieses, zu Lornsen's Zeit noch so ganz und g a r im 
Dunkeln liegende Recht das Volk ha t in die Schlachten ziehen lassen?

Am allerwenigsten kann es den G elehrten, den M ännern  von Fach, 
die wirklich etw as von historischer Kritik und mittelalterlichem S t a a t s ­
rechte verstehen, einfallen zu behaupten, daß die Sache schon spruchreif 
sei. I s t  auch die Untersuchung weiter gediehen a ls  sie es zu Lornsen's 
Zeiten w a r , so gehört doch auch jetzt noch wie d am als »gewissermaßen 
eine A rt von Unwissenheit und Gewissenlosigkeit" dazu, die Untersuchung 
a ls  eine abgeschlossene betrachten zu wollen.

E s liegt dies auch, wenn wir von der Absicht der Verfälschung und 
dem B etrüge der In tr ig u e  absehen, nicht so sehr an  den Forschern als >
an dem Gegenstände der Forschung selbst, an der N a tu r  des historischen 
Rechtes, an der Beschaffenheit dieser Urkunden a ls  solcher.

I n  den wenigsten Fällen nämlich sind diese Aktenstücke m it einer 
solchen Bestimmtheit des Ausdruckes und der W ortfügung  geschrieben, daß
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sie sich nicht auf verschiedene Weise auslegen ließen. Streitet man sich 
doch sogar bei einer der Haupturkunden des dänisch-deutschen Rechtsver­
hältnisses um die Stellung eines Kom ma, und haben doch die Profes­
soren der Kieler Universität, welche die bekannte Kritik des Commissions- 
Bedenkens schrieben, es für nöthig gehalten, eine ganze Abhandlung über 
die verschiedene Bedeutung zu veröffentlichen, welche man in das einzige 
Wort „Krone“ legen könne. Wenn aber selbst die Männer von Fach 
noch in dieser lächerlichen Weise hinsichtlich ihres Rechtes im Dunkeln 
herumtappen, wie steht es dann mit der Wahrheit der Phrase, das Volk 
habe sich für sein Recht geschlagen? —

Werfen wir unfern Blick auf welche der dänisch-deutschen Rechtsur^ 
kunden wir wollen, fast überall begegnen wir dieser in der Natur dér1 
Urkunde selbst liegenden Unsicherheit der historisch-philologischen Rechtsaus- 
legung.

Wahrlich, es kann nicht anders als einen seltsamen Eindruck' auf 
diejenigen machen, welche für dieses unverstandene Recht ihre Haut zu 
Markte trugen, wenn sie erfahren, daß die Gelehrten über den Sinn' 
selbst derjenigen Worte noch nicht auf's Reine gekommen sind; welche 
durch ihre häufige Anwendung eine fast sprichwörtliche Bedeutung erhaltert 
haben. —

Wer kennt nicht die Worte der Wahl - Capitulation, in welcher 
Christian I. dafür zu sorgen verspricht, „bat se bliven ewich tofamende 
ungedelt.“  —

Nun gut! selbst diese fast zum Glaubensbekenntniß des Volkes ge­
wordenen Worte lassen, ohne daß es dazu einer sehr gezwungenen Aus­
legungsweise bedürfte, eine sehr verschiedene Deutung zu, und gerade über 
diese Worte dauert bis auf den heutigen Tag der Streit noch fort. Die 
Dänen legen den Hauptnachdruck auf „ungedelt“ . Dieses W ort, sagen 
sie, sei das eigentliche Prädicat, während „tosamende“  nur als eine Er­
weiterung desselben zu betrachten sei. M it diesem Satze wäre demnach 
die wichtige Zusicherung gegeben, daß diese Lande nie getheilt, d. H. unter 
mehrere Erben zerstückelt werden sollten. „Delen“ , sagen die Dänen, 
heißt theilen. Hätte man dagegen ausdrücken wollen, daß die beiden 
Lande nicht getrennt werden sollten, so würde man dafür das entsprechende 
Wort „scedcn“ gewählt haben.

Die Holsteiner dagegen behaupten, nicht „ungedelt“  sondern „tosa­
mende“ sei das Prädicat. Danach wäre der Sinn, daß diese Lande 
unzertrennlich vereint bleiben sollten, und nicht wie die Dänen meinten, 
daß die Lande zusammen sollten ungetheilt erhalten werden. — Für beide
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A u slegu ngen , d a s  ist nicht zu leu g n en , lä ß t sich, w enn m an a u f  die ge­
schichtlichen V erhältn isse, unter denen der in F rage stehende V ertrag  zu 
S ta n d e  kam, Rücksicht nim m t, V ie le s  sagen.

N ich t'w en ig er  heftig entbrannte der S t r e i t  über die gramm atikalische 
A u slegu n g  eines ändern sehr wichtigen S a tz e s , welcher sich in den bekann­
ten H u ld ig u n g s -F o r m u la r e n  des J a h r e s  1 7 2 1  findet. Friedrich IV., 
welcher d a m a ls  d a s  Gottorfische S c h le sw ig  erobert hatte, ließ sich bekannt­
lich in B ezu g  a u f diese E roberung von den H erzogen von Glücksburg und
AugustenbUrg folgenden H u ld ig u n g s-E id  leisten:

„N achdem  J h r o  K ön ig l. M a j . zu D änem ark rc. für gut be­
funden haben d a s vorhin gewesene f ü r s t l .  A ntheil des H erzog­
thum s S c h le sw ig  m it dem I h r i g e n  zu v e r e i n e n  und D ero l
K r o n e ,  a ls  ein a lte s  injuria temporum abgerissenes Stück a u f
ew ig  w ieder zu i n c o r p o r i r e n ,  so gelobe ich" u . s. w .

D a r in  liegt b lo s , sagen die S c h le s w ig -H o ls te in e r ,  daß der K önig
den f ü r s t l i c h e n  A ntheil von S c h le sw ig  wieder m it dem s e i n  i g e n  ver­
ein ig te . D e m  widersprechen die D ä n e n . E s  stehe ja  ausdrücklich da,
behaupten sie, daß nicht b l o s  d ieses geschehen sei, sondern daß der K önig  
ü b e r d i e s  die so verein igten  T heile der K rone D änem arks in corp o ra te . 
F ü r diese A u slegu n g  spräche schon der gramm atische Z usam m en h an g;  
d en n , so v iel sie w ü ßten , incorporire m an nicht ein Land „ m i t “ dem
ändern, sondern w ie es auch in  der Urkunde heiße: „dem ändern“ . E s
sei hier also ganz S c h le sw ig  d e r  dänischen K rone und nicht der eine
2H eil S c h le sw ig s  „ m i t “ dem anderen incorporirt worden. D ie  Kieler
Professoren entgegncten, sie gäben zu, daß hier eine gram m atische J n c o r -  
rectheit v o r lie g e , a llein  in Deutschland habe bereits der Sprachgebrauch  
solche Jncorrectheiten  s a n c t i o n i r t .  B e i  dem Zusam m enstellen zweier 
V e r b a , die sich a u f dasselbe H aup tw ort bezögen, würde fast regelm äßig  
n ic h t  d a ra u f Rücksicht gen om m en, ob d a s  zweite einen ändern C asus  
forderte; d a s  W o r t „incorp oriren“ habe überdies an dieser S t e l le  gar, 
keinen von  dem W o rte  „verein igen“ verschiedenen S i n n ,  sondern sei nur  
zur Verstärkung dieses W o rte s , ohne e tw a s  besonderes auszudrücken, h m * ! 
zugesetzt. S ch n u rrige  In ter p r e ta tio n  d a s !  Doch, chacun a son goüt!

I n  demselben H uld igun gsacte  spielt ferner d a s  berüchtigte K om m a  
seine R o lle , zum Sch lu ß  nämlich erklären die genannten H erzoge:

„so gelobe ich für mich meine Erben und Successoren , J h r o  
K ö n ig l. M a j. zu D änem ark für unsertt a llein igen  souverainen  
Landesherrn zu erkennen und Allerhöchftdemselben w ie auch I h r e n  
königlichen Erbsuccessoren in  der R eg ieru ng  s e c u n d u m  t e n o  
r e m  l e g i s  R e g i a e ,  treu, hold und gew ärtig  zu sein .“
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J e  nachdem vor „ se c u n d u m “ ein Komma steht oder feh lt, erhält, 
wie leicht zu begreifen, dieses Gelöbniß eine verschiedene B edeutung. Z um  
Unglück für das historische Recht h a t sich nun endlich herausgestellt, daß 
dieses Komma in dem Eidesform ulare des Herzogs von Glücksburg 
f e h l t ,  während es sich in  dem entsprechenden Form ulare des Herzogs 
von Augustenburg f i n d e t .  W ie  n un?

Freilich kann dem papiernen Rechte noch viel Unangenehmeres a r r i-
viren a ls  diese, wie die Kieler Professoren es nennen, durch den deutschen 
Sprachgebrauch sanctionirte Unsicherheit des grammatikalischen Zusamm en­
hanges; die Urkunden können verloren gehen, sie können beschädigt wer­
den, es können täglich neue Schriften auftauchen, welche neue Schlaglich­
ter au f die früheren werfen. Ueberdies schreitet die Wissenschaft der hi­
storischen Auslegung selber fo rt, —  die M itte l der Auslegung werden 
vollkommener, die S tu d ien  schärfer und besser geordnet. —  Kein W under 
daher wenn wir die tüchtigsten Gelehrten oft in sehr kurzer Z e it ihre A n­
sicht über die wichtigsten Punkte des historischen Rechtes ändern sehen. 
Gewiß wäre es Unrecht, den Gelehrten aus diesem Fortschritt ihrer An­
sichten einen V orw urf zu machen; aber nicht m inder ungerechtfertigt ist
d a s  Unternehmen, dieses seiner N a tu r  nach so ungewisse und der Schwie­
rigkeit seiner Auslegung wegen nur wenigen Gelehrten verständliche Recht 
dem Volke als eine W ahrheit hinzuhalten.

D ie G efah r und das Trügerische, welches in  einer solchen Benutzung 
eines antiquarischen Rechtes a ls  Rechtsnorm  für die G egenw art liegt, 
wird au f eine nicht mehr zu verkennende W eise sich Herausstellen, 
wenn w ir jetzt die beiden sogenannten G rundverträge des dänisch-deutschen 
Rechtes, ihrem ganzen Umfange nach der P rü fu n g  unterwerfen. E s  ist 
nicht schwer, wie ich glaube zu beweisen, daß die C onstitutio W aldem ariana  

ebenso wie die W ahlcapitu lation  von 1 4 6 0 , diese beiden ältesten Aktenstücke, 
welche die G rundlage des dänisch-deutschen Rechtsstreites bilden, dem 
neuesten Fortschritte der historischen Kritik gemäß, nicht mehr a ls rechts­
gültig, oder w as dasselbe sagt, nicht mehr a ls  dem Rechte nach vorhanden 
betrachtet werden können.

E s  ist lächerlich, so äußern sich unter Ändern die Kieler Professoren 
in  ihrer Kritik des dänischen Com missions-Gutachten, sich au f historische 
Urkunden zu berufen, wenn m an nicht im S ta n d e  ist, sie vorzuzeigen. 
G ew iß ist cs daö. A ber, meine H erren , ich möchte m ir erlauben, S ie  
an  dieser S te lle  beim W orte  zu nehmen. S ie  wissen eben so gut wie 
ich, daß d as O rig in a l der C onstitutio W aldem ariana verloren gegangen 
ist, und es wäre demnach also wenigstens vorläufig möglich, daß es mit 
diesem vorgeblichen G rundvertrage nicht seine Richtigkeit hätte.
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W ir kennen den Hauptinhalt dieser „constitutio“  bekanntlich nur 
aus einer ändern Urkunde, nämlich aus dem bekannten Revers Christian I., 
worin derselbe erklärt: man habe ihm Briefe vorgelegt und gedeutet, die 
mit Siegeln versehen waren, auch alte Schriften und Handvesten, vom 
Könige Waldemar und dem dänischen Reichörathe im Jahre 1326 aus­
gestellt, welche unter ändern Worten einen Artikel in lateinischer Sprache 
enthielten, der Wort für Wort so lautete: „item  Ducatus Sunder — 
Juciae regno et coronae Daciae non unietur et annectetur, ita 
quod unus sit Dominus utriusque.“  (das Herzogthum Süd-Jütland 
(Schleswig) solle mit dem Reiche und der Krone Dänemark nicht so ver­
einigt und verbunden werden, daß beide einen Herrn erhielten). Den 
Inha lt dieses Artikels (also dieser s. g. constitutio Waldcmariana) habe 
er, der Graf, der nicht Latein verstand, sich erklären lassen und gelobe 
jetzt für sich und seine Kinder, wenn er König in Dänemark dereinst 
würde, diesen Artikel unverletzt zu erhalten.

Allein auch mit diesem Reverse Christian I. wiederum hat es eine 
ganz eigenthümliche Bewandniß. Zunächst ist zu beachten, daß auch von 
diesem Reverse nicht mehr das Original, sondern blos eine Copie existirt. 
Aber gesetzt auch, das Original wäre nicht verloren gegangen, oder die 
Copie sei echt und genau, so hat doch selbst Falck schon in seiner Urkunden- 

Sammlung einräumen müssen, daß dieser Revers keinenfalls als ein die 
staatsrechtlichen Verhältnisse Dänemarks und Schleswigs bestimmender 
Vertrag angesehen werden könne. Denn Christian I. stellte diese Aner­
kennungsurkunde in den Herzogtümern zu einer Zeit aus, als er noch gar 
nicht König von Dänemark sondern blos Graf von Oldenburg war. Er 
hatte also damals gar kein Recht im Namen Dänemarks einen Staats­
vertrag einzugehen. Ja , die Dänen würden ihn vielleicht nicht auf ih­
ren Thron berufen haben, wenn sie von diesem sie übrigens rechtlich 
nicht bindenden Vertrage gewußt hätten.

Besonders unangenehm muß überdies für die schlcsw.-holstein. Ver­
teidiger des historischen Rechtes, so wie für alle diejenigen, welche in 
den Herzogtümern sich auf den „unfreien König“  zu berufen pflegten, 
die Entstehungsgeschichte der Constitutio Waldemariana sein. 
Denn wenn je ein dänischer König unfrei und nicht legitim genannt 
werden konnte, so war es derjenige, welcher diese Urkunde ausstellte. Der 
Graf Gerhard der Große von Holstein nämlich hatte damals, den Auf­
ruhr des dänischen Adels gegen Christoph I. benutzend, sich des dänischen 
Reiches bemächtigt und nach Vertreibung des legitimen Königs seinen 
eigenen Neffen, den 12jahrigen Waldemar, auf den Thron gesetzt. Von

2
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diesem Kinde ließ er sich sodann die in Frage stehende Urkunde aus- 
stellen.

Es kann noch vieles Andere gegen dieses Pergament angeführt wer­
den, z. B. daß dasselbe nicht einmal ein Datum führt und daß ein Reichs­
rath, von welchem in Christian I. Revers die Rede ist, zu Waldemar's 
Zeit in Dänemark gar nicht existirte. Allein das Gesagte genügt, wie 
Jeder auf der Stelle begreifen wird, schon vollständig, die Rechts-Ungül­
tigkeit der constitutio Waldemariana darzuthun.

So steht es mit dem ersten der beiden sogen. G r u n d Verträge des 
schlesw.-Holstein. Staatsrechts; es bleibt uns jetzt noch übrig, auch den 
zweiten Vertrag, die sogen. Wahlcapitulation von 1460, scharf ins Auge 
zu fassen.

Was es mit diesem letzten für die Rechtsgeschichte Dänemarks nicht 
weniger als die der Herzogthümer wichtigen Aktenstücke auf sich hat, läßt 
sich den neuesten Resultaten der kritischen Geschichtsforschung gemäß, in 
folgender Weise am anschaulichsten darlegen.

Im  Jahre 1440 ward Schleswig als ein erbliches dänisches Lehn 
an die schanenburgischen Grafen in Holstein übertragen. Schon Adolph VIII. 
indeß, der in dieser Weise Herzog von Schleswig wurde, hatte keine 
männlichen Erben und es stand daher in Aussicht, daß bei seinem Tode 
Schleswig wieder an die dänische Krone zurückfallen würde. Was da­
gegen Holstein betrifft, so stand hier die Sache ganz anders. Dieses 
Land, welches Adolph V III. nicht in derselben Weise wie Schleswig als
ein dänisches, sondern als ein deutsches Lehn besaß, konnte mit seinem
Tode keineswegs als ein er ledigtes,  d. h. als ein solches betrachtet 
werden, welches dem Lehnsherrn zur anderweitigen Verlehnung wieder 
anheimfiel. Denn es existirte damals noch ein Graf Otto von der Schauen­
burg, ein Verwandter des regierenden Grafen Adolph, der mit diesem 
letztem von dem ersten Erwerber des holsteinischen Lehns, dem Stamm­
vater des holsteinischen Fürstenhauses, dem Grafen Adolph I. in Manns­
linie 'abstammte und demgemäß als [Agnat dem geltenden Lehnsrechte 
gemäß als gesetzlicher Erbe in Holstein betrachtet werden mußte.

Damit aber daß dieser Graf Otto von der Schauenburg gesetzliche 
Erbansprüche auf Holstein hatte, besaß er sie natürlich noch nicht auf 
Schleswig. Denn, wenn er auch in der angegebenen Weise ein Ver­
wandter Adolph VIII. war, der ebenfalls Schleswig als Lehn besaß, so 
war er doch kein Abkömmling von Gerhard dem Großen, dem ersten 
Erwerber des schleswigschen Lehns und nach dem geltenden Lehnrechte 
waren nur die Descendenten des ersten Erwerbers des Lehns zur Erb-



19

folge jn dem Lehn berechtigt. M it Adolph VIII. aber erlosch der MannS- 
stamm des Grafen Gerhard des Großen.

Der allgem einen Regel nach war daher Graf Otto von der 
Schauenburg nicht in Schleswig erbberechtigt. Hatte er auf dieses Land 
ein Erbrecht, so konnte dieses seinen Grund wenigstens nur in beson­
deren Verträgen haben.

Nun war freilich ein solcher besonderer Erbvertrag zwischen der 
schauenburger Linie des Grafen Otto und der in Holstein regierenden 
Linie dieses Hauses abgeschlossen worden, in welchem sich beide Linien 
gegenseitig alle ihre zu erwerbenden Lehne zusicherten, in der Weise, „baß, 
wie es heißt, wenn Einer vom Kaiser oder von einem ändern Fürsten 
und Herrn irgend Land und Lehngut empfinge, so soll er zu unserer Aller 
gestammten Hand empfangen also, daß er auch uns ändern Herren keinen 
Schaden thue an der vorgeschriebenen Anwartschaft, die Jeder von uns 
an dem Ändern haben soll, da all unser Gut bleiben soll in einem 
gelam m ten Lehnbriefe, jetzt und zu ewigen Zeiten."

Demgemäß hätte also das holsteinische Grafenhaus das schleswigsche 
Lehn als ein Gesammtlehn oder zur gestimmten Hand mit der schauen- 
burger Linie des Grafen Otto erwerben müssen. Allein dieses ist, so 
weit bekannt, nie geschehen, und es stellt sich täglich klarer heraus, daß 
der in Frage stehende Erbvertrag niemals von den Lehnsherren bekräftigt 
worden ist.

Ich will indeß nicht unterlassen, auch an dieser Stelle wieder darauf 
aufmerksam zu machen, wie trügerisch oder unsicher es ist, sich auf das 
sogenannte historische Recht als auf eine feste Basis zu stützen. So er­
klärte noch vor Kurzem ein anerkannt tüchtiger Publicist, Herr Vclschow, 
in den auf Verfügung des academischen Senats zu Kopenhagen heraus­
gegebenen antischleswigholsteinischcn Fragmenten, daß er in Bezug auf 
den hier in Frage stehenden Erbvertrag noch vor einem Jahre ganz 
anderer Meinung gewesen sei als jetzt. Es ist das sehr begreiflich. Hat 
doch auch Falck, so wie andere bedeutende Staatsrechtslchrer in wesent­
lichen Punkten des dänisch-deutschen Rechtes mitunter seine Meinung ge­
ändert, leicht möglich aber, daß Herr Velschow, was die Erbrechte des 
Herzogs Otto betrifft, nochmals seine Ansichten wechseln wird; denn ich 
finde gerade in seiner letzten Auseinandersetzung durchaus keine scharfe 
Trennung zwischen den Erbansprüchen, welche diesem schauenburger Grafen 
gesetzlich auf Holstein zustanden und seinen rechtlich nicht bekräftigten An­
sprüchen auf Schweswig.

Was, wie gesagt, sich bis jetzt als letztes Resultat der historischen

2 *
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Kritik tin A llgem einen a ls  w ah r h era u sste llt , ist offenbar d ieses: F ü r  
H olstein w ar m it dem T ode A dolph VIII. G r a f  O t to  von S ch au en b u rg  
der einzige leg itim e E r b e , w ahrend seine a u f  einem besonder» V ertra ge  
beruhenden Ansprüche a u f  S c h le sw ig  sich a ls  rechtskräftig nicht erweisen  
lassen. S o l l t e  demnach nicht G e w a lt  vor Recht ergehen —  und die 
S c h le sw ig -H o ls te in e r  behaupten doch, eben so w ie die D ä n e n , d aß  sie 
nichts a ls  d a s  historisch begründete Recht verlangten  —  so h ätte  m it dem  
T od e Adolph V III. G r a f  O tto  H olstein erben müssen. A llein  w a s  geschah?  
G r a f  Adolph VIII. h atte eine besondere V orliebe für den S o h n  seiner 
S ch w ester , den G ra fen  Christian von O ld en b u rg . I h m  w ollte  er m it 
H intenansetzung a lle s  R e c h ts , m it B ese it ig u n g  des gesetzlichen E rb en , die 
Lande S c h le sw ig  und H olstein  verschaffen. Durch I n tr ig u e n  a ller A rt 
w ußte er denn auch einen T heil der S tä n d e  dieser Lande zu bew egen, 
dem G ra fen  C hristian zu h u ld igen . E in  T heil der holsteinischen S t ä n d e  
dagegen protestirte a u fs  heftigste gegen diesen widerrechtlichen S c h r itt  und  
vertheid igte die Rechte d es G r a fe n  O tto  von S ch au en b u rg . J e d e n fa lls  
hatte ein solcher H u ld ig u n g sa c t keine rechtskräftige B ed eu tu n g . M ochte  
im m erhin ein T heil der S tä n d e  d a s  Erbrecht d es L andes verschachern w ie  
er w o llte , verh än gniß voll konnte d ieser , eine Erbschleicherei befördernde, 
Schacher dem Lande a llerd in g s  w erden, d agegen  rechtlich w ard  er n ie .

I n  dieser rechtsw idrigen  W eise  w aren  von  d em , bei den schlesw ig- 
holsteinischen S cr ib en ten  in  so hoher Achtung stehenden, G ra fen  A dolph V III. 
die S ach en  e in ge le ite t, a ls  plötzlich am  6 . J a n u a r  1 4 4 8  der noch ju n ge  
K ön ig  von D änem ark , Christoffer, ohne männliche Erben starb. D e r  dänische 
R eichsrath  konnte sich m it dem schwedischen R eich stage über die gesetz­
m äßige W a h l eines neuen U n ion sk ö n igs  nicht ein ig  w erden. S ch w ed en  
w ählte, w ider a lle  V era b red u n g , ganz einseitig  für sich einen K ö n ig , den  
der dänische R eichsrath  a ls  U nionskönig  nicht anerkannte und eS w a r  
daher im höchsten G r a d e  wahrscheinlich, daß es zum K riege kommen und  
daß S ch w ed en , w ie früher, sich m it S c h le sw ig  und H olstein  gegen  D ä n e ­
mark verbünden w ürde. Um  diesem B ündnisse zuvorzukomm en, trug jetzt 
der dänische R eichsrath  dem holsteinischen G r a fe n  A dolph V III. selbst die  
Krone an . D a ß  für S c h le sw ig  und H olstein  für den F a l l ,  daß es  sich 
zu wirklicher Selbstständigkeit und E in h eit hätte erheben w ollen , ein K riegS - 
bündniß m it S ch w ed en  v ie l vortheilhafter gewesen w ä r e , a ls  die ihm  
von D änem ark  so schlau proponirte P e r so n a lu n io n , lieg t a u f  der H a n d . 
A llein  der gefeierte I n tr ig u a n t  G r a f  A dolph V III. dachte nur an sich.

F ü r sich freilich schlug er die K önigskrone a u s , er hatte keine K inder, 
liebte überdies nicht die U nruhe d es R cg ieren s  und w a r  seit lan ger Z e it ,
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wie wir gesehen haben, nur noch darauf bedacht, seinem Liebling, dem 
Grafen von Oldenburg ein glänzendes Unterkommen zu verschaffen. — 
Eine dänische Königskrone war nun allerdings ein noch glänzenderes 
Unterkommen als ein herzogliches und gräfliches Lehn. Er verlangte 
also als Preis seiner Alliance mit Dänemark die Wahl seines Lieblings 
Christian zum Könige von Dänemark. Bei kräftiger Fortführung der 
bereits eingeleiteten Intrigue konnte dann ja später dieser selbe König, 
wenn auch wiederrechtlich, zugleich zum Grafen von Holstein werden. Der 
dänische ReichSrath nahm den Vorschlag an: Graf Christian von Oldenburg 
ward zum Könige von Dänemark erwählt. —

Daß nun der frühere Graf von Oldenburg, jetziger König Christian I. 
von Dänemark, berechtigt gewesen wäre, Holstein und Stormarn zu erben, 
ist bis jetzt von keinem Geschichtschreiber von Bedeutung behauptet worden. 
Der einzige gesetzliche Erbe war der Graf Otto von Schauenburg. Wie 
nicht anders zu erwarten stand, trat denn auch dieser gleich nach dem 
Tode Adolphs mit seinen Erbansprüchen hervor und es wäre jetzt Sache 
der Holsteiner gewesen — falls es ihnen wirklich um das Recht zu thun 
war — für diese Erbansprüche gegen die durch nichts gerechtfertigten 
Forderungen des dänischen Königs in die Schranken zu treten. Daß sie 
dieses nicht thaten, war um so kläglicher, als sie selbst einen Krieg mit 
Dänemark nicht zu scheuen brauchten; denn an den Hansestädten Lübeck 
und Hamburg, denen es damals sehr um die Selbstständigkeit der Herzog» 
thümcr zu thun war, hatten sie einen mächtigen, zu allen Opfern bereit­
willigen Bundesgenossen.

Allein der alte Schacher fing wieder an. „Die Holsten," sagt mit 
großer Verachtung der gleichzeitige Verfasser der Lübeck'schen Chronik, 
„ließen sich erkaufen, sie verließen ihren gesetzlichen Erbherrn, den Grafen 
Otto v. Schauenburg und wurden ohne Schwertschlag Dänen, trotzdem, 
daß die Hansestädte so oft dafür gekämpft hatten, daß sie keine Dänen 
werden sollten."

König Christian I. hatte natürlich kein Mittel unversucht gelassen, 
die schleswigschen und holsteinischen Stände zu diesem widerrechtlichen 
Schritte zu bewegen, er hatte überdies, wie nicht anders zu erwarten 
war, seine Macht als König von Dänemark und die Gunst seines Oheims 
Adolph VIII. dazu benutzt, seinen Gegnern den Besitz der festen Schlösser 
des Landes zu entziehen.

Die erste Versammlung, welche in dieser Erbschaftsangelegenheit von 
der schleswigschen und holsteinischen Ritterschaft, oder den Ständen dieser 
Lande, wie einige meinen, gehalten wurde, fand in Neumünster statt, am
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2 0 . J a n u a r  1 4 6 0 . Eine confusere und rechtswidrigere W ahlversam m ­
lung ha t eö wohl selten gegeben. E inige erklärten sich für O tto  v. Schauen­
burg, Andere für König Christian, noch Andere für die B rü d er des K önigs. 
E s kam zu keinem R esultate. D a ra u f  neue rechtswidrige W ahlversam m ­
lung in R endsburg am 14. F ebruar. Hier fand sich auch der H am ­
burger und Lübecker R a th  ein, so wie des G rafen  O tto  S o h n  Erik, der 
die Rechte seines V aters  wahren wollte. M an  schien d as  Tageslicht 
eben so sehr wie den Schauenburger G ra fen  und die Hansestädte zu 
fürchten, weder letztere noch ersterer wurden zu der S itzung zugelaffen- 
D e r Abgesandte des Königs verhandelte m it den schleswigschen und hol­
steinischen S tä n d en  vor verschlossenen Thüren. A ls R esu lta t w ard  dem 
G rafen  v. Schauenburg angezeigt, daß beschlossen worden sei, die Sache 
noch bis 14  T age nach O stern ruhen zu lassen. D a n n  möge er und 
sein G egner sich in Lübeck einfinden, um ih r Recht zu begründen und 
wer das beste Recht hätte, dem solle dann das Land werden. G ra f  O tto  
und zwei seiner S ö h n e  fanden sich denn auch wirklich zur festgesetzten 
Z eit in Lübeck ein. Allein hier erfuhren sie, daß die Sache, widdr alle 
Verabredung schon vor O stern ohne sie zwischen König Christian und dem 
schleswig'schen und holsteinischen R a th e  in R ibe abgemacht sei. König 
Christian I. von D änem ark w a r wider alles Recht von den S tä n d en  der 
beiden Lande zum G rafen  von Holstein ernannt worden. Auch die H ul­
digung w ar bereits vor sich gegangen und der V ertrag  zwischen dem 
Könige und den S tä n d en  noch vor dieser H uldigung in jener berühmten 
Urkunde von 1 4 6 0  ausgezeichnet worden, welche die Schleswig-Holsteiner 
a ls  ih r Grundrecht verehren, während doch ihre Rechtsungültigkeit so 
klar zu T age liegt.

D er rechtmäßige Erbe von Holstein w ar beseitigt worden. —  J a ,  
m an braucht nicht einmal h ierauf hinzuweisen um die Rechtsungültigkeit 
dieser Urkunde darzuthun. D e n n , gesetzt mich, Holstein wäre nach dem 
Tode Adolph VIII . ein erledigtes Lehn gewesen, so stand doch jedenfalls nicht 
den holsteinischen S tän d en  am  wenigsten aber den holsteinischen und schles- 
wigsschen S tän d en  zusammen d as Recht zu, zu bestimmen, wer m it Holstein 
belehnt werden solle. Schlesw ig w ar dänisches, Holstein deutsches Lehn, 
die Belehnung m it Holstein stand allein dem K aise r, die Belehnung tritt 
Schleswig der höchsten Regierungsm acht in D änem ark , also auch nicht 
dem Könige zu.

D e r V ertrag  von 1 4 6 0  ist in  jeder Beziehung null und nichtig und 
eben so wenig wie die in illegitim er W eise zu S ta n d e  gekommene c o n ­

s t i tu t io  W a ld e m a r i a n a  durch eine spätere Anerkennung des G rafen  vön
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Oldenburg zu einer legitimen und rechtskräften Urkunde werden konnte, 
eben so wenig können spatere Handlungen die Rechtswidrigst des Ur­
sprunges wegwaschen, welche an der Wahlcapitulation Christian I. mit 
ihrem „döt se bliven ungedelt" in so unauslöschlicher Weise haftet.

Nicht durch Anerkennung, sondern vielmehr durch Beseitigung dieses 
Pergamentes, von welchem die Oldenburger ihr Erbrecht und die Hol­
steiner ihre Verbindung mit Schleswig herleiten, kann daher erst für 
Schleswig-Holstein wie für Dänemark der historische Rechtsboden wieder 
gewonnen werden.

I n  der That, nur aus der Unverstandlichkeit des historischen Rechtes 
für das Volk im Allgemeinen ist es, wie schon Lornsen darauf hindeutete, 
zu erklären, daß die Schleswig-Holsteiner sich so lange gerade für diesen 
Vertrag und für die Handlungsweise des Grafen Adolph des Achten 
enthusiasmiren konnten. Denn wenn je irgend etwas die Selbstständigkeit 
Holsteins und seine reelle Verbindung mit Schleswig untergraben hat, so 
war es die so lange Zeit sich forterbende, total unbegründete Annahme 
von der Rechtsgültigkeit dieses Aktenstückes. M it der Beseitigung des 
schauenburger Grafen und der damit zusammenhängenden unrechtmäßigen 
Wahl des Oldenburger Hauses war vielleicht für immer der wahre 
Stützpunkt verloren, von welchem aus sich unter den Stürmen des Mittel- 
alters in lebenskräftiger, naturgemäßer Weise die deutsche Nationalität 
über ganz Schleswig hätte verbreiten können.

I I I .

Der fehlende Doden des historischen Hechts.

Zur Genüge glaube ich jetzt dargethan zu haben, daß das vorgeb­
liche Recht des dänisch-deutschen Krieges für das Volk in jeder Beziehung 
ein unverständliches und für die Wissenschaft ein ungültiges war. Was 
dagegen für das Volk begreiflich und für die Wissenschaft eine nicht zu 
widerlegende Wahrheit ist — das ist die Bodenlosigkeit des historischen 
Rechtsbodens.

Es bedarf kaum des Nachdenkens um zu begreifen, wie willkürlich 
und ungerechtfertigt die Zumuthung dasteht, daß das heutige Leben in 
seiner Rechtsform mit einem bestimmten Zeitpunkte in den Jahrhunderten 
der Vergangenheit beginne. Weshalb die Rechtsgültigkeit der Gegenwart
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denn grade von dem 5. oder irgend einem anderen Jahrhunderte datiren? 
Weshalb nicht früher, weshalb nicht später?

Als in den Herzogthümern die Revolution ausbrach, ward an Beseler 
die Forderung gestellt, die Regierung möge sofort die alte S t ä n d e -
Versammlung auflösen. Denn die mittelalterlich getrennten Stände seien 
nicht der Ausdruck dessen, was das Volk jetzt als sein Recht in Anspruch 
nehme. Um das Volk als Ganzes zu vertreten, müsse es auch als
Ganzes berufen werden nach allgemeiner Wahl und freiem Stimmrechte.
Gewiß, diese Forderung war eben so vernünftig als gerecht. Aber selt­
sam wird cs immer bleiben, daß dieselben Männer, von denen diese Forderung 
ausging, die Anhänger Olshausen's und Claussen's, im schneidendsten 
Widerspruche mit dieser ihrer Ansicht, den Dänen gegenüber sich auf das 
mittelalterliche Recht veralteter Verträge stützten. An dieser in sich selbst 
unklaren und unsicheren Haltung der demokratischen Parteiführer, wie sie 
sich in den entscheidendsten Augenblicken immer am grellsten herausstellte, 
ist die Bewegung der Herzogtümer vor Allem gescheitert.

Beseler und die übrigen Insurgenten der provisorischen Regierung 
gingen natürlich auf die Bildung einer freien Volksvertretung nicht ein. 
Vertraten sie doch, wie das Jeder wußte, im Grunde gar nichts Anderes, 
als den Herzog von Augustenburg, die Reactionsgelüste des Adels und 
sich selbst. — Sie nannten das den Rechtsboden.

War dieser Streit um eine Volks- oder Stände-Versammlung nicht 
genau genommen ganz derselbe, welcher schon am Ende des vorigen Jahr­
hunderts in Frankreich ausgefochten ward? Oder erstrebten etwa die 
Anhänger der provisorischen Regierung etwas Anderes, als was die 
berüchtigten Notabeln der achtziger Jahre wollten? „Qu’ont fa it les 
Notables en 1787? Ils out defendu leurs privileges contre le trone. 
Qu’ont fait les Notables en 1788? Ils ont defendu leurs privileges 
contre la nation.* M it diesen wenigen Worten eines französischen 
Staatsmannes ist der ganze Verlauf der schleswig-holsteinischen S tatt­
halterei skizzirt.

Auch die Notabeln von 1788 widersetzten sich aufs heftigste einer 
Volks- oder National - Vertretung; sie bestanden auf eine S tä nde -  
Versammlung, auf das alte gute Recht, wie sie es nannten, auf den 
Rechtsboden von 1614.

*  Was thaten die Notabeln von 1787? Sie vntheidigte» ihre Privilegien 
gegen den T h ro n . Was thaien die Notabeln von 1788? Sie vertheidigten 
ihre Privilegien gegen die N a tio n .
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Aber warum nun grade 1614?
Das Unvernünftige und zugleich Komische einer solchen Abschließung

des Rechtsbodens hat schon Thiers in seiner berühmten Geschichte der 
französischen Revolution auf's Schlagendste hervorgehoben. „Der Streit 
wurde lebhaft,“  sagte er mit Rücksicht auf die Notabeln und ihre Gegner. 
„Von der einen Seite wollte man das alte historische Recht, von der 
ändern die natürlichen Rechte und die Vernunft geltend machen. Aber 
was hatte denn das Berufen Derer, welche die Landesvertretung nach 
dem alten Herkommen eingerichtet wissen wollten, auf die bestimmte 
Jahreszahl von 1614 für einen Sinn? Hatte man doch in gewissen 
Versammlungen und über gewisse Punkte nach Köpfen und bisweilen 
wiederum nicht nach Ständen, sondern nach Provinzen gestimmt; oft 
waren die Abgeordneten des dritten Standes denen des Adels und der 
Geistlichkeit an Zahl gleich gewesen, oft nicht. Wie sollte man sich also 
nach den alten Gebräuchen richten? Hatten sich die Gewalten des Staates 
nicht in einer fortwährenden Umwälzung befunden? Die königliche Gewalt 
war Anfangs unumschränkt gewesen; dann besiegt und sehr zusammen­
geschrumpft, hatte sie sich später mit Hülfe des Volkes von Neuem erhoben 
und endlich alle Macht in sich vereinigt; kurz ihre Geschichte bot das 
Schauspiel eines ununterbrochenen Ringens und eines sich stets ändernden 
Besitzes dar. Der Geistlichkeit konnte man sagen, daß sie aufhören müßte 
ein Stand zu sein, wenn sie sich nach den alten christlichen Zeiten richten 
wollte; dem Adel: daß dann nur die wirklichen Besitzer eines Lehns 
gewählt werden könnten »nd also die Mehrzahl seiner Mitglieder von der 
Vertretung ausgeschlossen sein würde; dem Parlamente: daß es nur aus 
ungetreuen Dienern des Königthums bestehe und Allen zusammen endlich: 
daß die französische Verfassung gar nichts Anderes sei als eine lange 
Revolution, während welcher abwechselnd jede Macht geherrscht; Alles sei 
stets Neuerung gewesen und in diesem ungeheueren Conflicte der ver­
schiedenen Interessen könne einzig und allein die V e r nu n f t  maßgebend 
sein.“

Wozu bedürfte es einer weiteren Ausführung? Oder sollte wirklich
Jemand glauben, daß das Gesagte nicht auch auf die Herzogthümer
oder nicht auf Dänemark seine Anwendung fände; daß die Geschichte 
ausnahmsweise hier etwas Anderes gewesen sei als was sie überall war, 
das Schauspiel eines ununterbrochenen Ringens und eines sich stets 
ändernden Besitzes.

Es gab eine Zeit, die Zeit der Waldemare des 13. Jahrhunderts, 
wo die Dänen außer Holstein auch Lübeck noch und Lauenburg erobert
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hatten und wo der deutsche Kaiser diese Eroberungen förmlich abtrat. 
Es gab eine andere Zeit, wo das ganze Königreich in die Gewalt eines 
holsteinischen Grafen gerathen und wo die alte Glorie des unbezwungenen 
Dänenreichs vernichtet war. Es gab eine Zeit, wo die Dithmarscher 
freie Männer waren, welche die Unterjochungösucht des holsteinischen Adels 
auf's Kräftigste zurückzuschlagen wußten. Und wer kennt nicht die schwan­
kenden Beziehungen Dänemarks zu Norwegen und Schweden, oder wem, 
der sich mit der Geschichte beschäftigt hat, wäre die Buntscheckigkeit der 
schleswig-holsteinischen Landkarte unbekannt geblieben, welche in späteren 
Jahrhunderten die Ansprüche bezeichnte, welche gottorpische und russische 
Linien auf dieses Land zu haben glaubten.

Und wenden wir uns von den Grenzen der Länder zu ihrer Ver­
fassung, steht hier etwa die Sache anders? Ich brauche nur an die 
dänischen Reichsstände zu erinnern und ihre Beseitigung durch das absolute 
Königsgesetz; an den Eid der Könige, den Absolutismus bis in alle 
Ewigkeit zu bewahren und an die heutige Verfassung, deren Freiheit der 
Reaction ein Dorn im Auge ist.

Wo also beginne« mit der Herleitung des historischen Rechts? 
Welche Verfassung soll uns den Maaßstab des Unwandelbaren liefern 
und welche Scheidelinie der Länder den der Gerechtigkeit? M it dem­
selben Rechte läßt sich das 15. oder das 14., das 13. oder das 12. Jahr­
hundert wählen und je mehr dieses Recht der Vergangenheit durch Alter 
an Ehrwürdigkeit in den Augen Derer gewinnt, die es verehren, desto 
mehr verlieren seine Grenzen an Bestimmtheit; desto mehr wird es zum 
Ausdruck der Gewalt einer Menge sich bekämpfender und verdrängender 
Völkerschaften, deren erstes Auftreten sich dann schließlich in das Dunkel 
der Sage und in die fabelhaften Existenzen einer Gotterwelt verliert.

Wenn die Reaction den Rechtsaberglauben des Volkes zur Ver­
schleierung ihrer Pläne zu befördern sucht, so wird das Keinem auffallen; 
wenn aber die Democratic die Bodenlosigkeit solcher Rechtserörterungen 
zur Grundlage ihrer Taktik macht, so läßt sich das im günstigsten Falle 
nicht anders als eine schlecht berechnete Pfiffigkeit nennen.

Bekanntlich war die Democratic* der Olshausen'schen Partei von 
dieser Rechts-Manie besessen und besonders war es Claussen, der sich in 
solcher Pfiffigkeit gefiel. Schon von Weitem konnte man ihm trotz aller 
Unbehaglichkeit der Zustände die Behaglichkeit der Stimmung ansehen, 
wenn er nach emsigem Durchstöbern alter Aktenstücke eine neue Zauber­
formel glaubte aufgefunden zu haben, mit der er seine Gegner bannen 
könne. Ueber die Tragweite solchen Zaubers täuschte sich indeß Niemand
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als Claussen und seine Freunde selbst. Denn die Reaction lachte jedes­
mal in's Fäustchen, wenn sie die Führer der Democratic sich in solchen 
kindischen, die Thatkraft des Volkes lähmenden und den Blick desselben 
von der Hauptsache ablenkenden Manövern bewegen sah.

Es ist für das Verständniß der schleswig - holsteinischen Bewegung 
nicht ohne Interesse ans einige der Resultate zu achten, zu welchen 
Claussen bisweilen auf dem Wege der Rechtserörterung gelangte. Bei 
der Zweideutigkeit des historischen Rechtes dürfen wir uns natürlich nicht 
wundern, wenn sich auch bei ihm der Rechtsbeweis als eine bloße Ver- 
therdignng seiner jedesmaligen politischen Gesinnung herausstellte.

Claussen gehörte bekanntlich früher zu den Hauptvertheidigern der 
s. g. „Reicholsteüter,“ die von einer Vereinigung Schleswigs mit Holstein 
nichts wissen wollten und nur aus Holsteins selbstständige Organisation 
bedacht waren. Zn diesem Sinne pflegte er denn auch im Kieler Cor- 
respondenzblatte die alten Urkunden auszulegen. Gewiß gehören, wenn 
man vom Parteistandpunkte absieht, diese Erörterungen zu den gründ­
lichsten, welche über das dänisch-deutsche Rechtsverhältniß geschrieben 
worden sind, aber ich weiß nicht, ob die späteren Anhänger Claussen's 
sich sehr dadurch befriedigt fühlen werden, daß er noch im Jahre 1842 
für Holstein im Besonderen glaubte einräumen zu müssen, daß der Kielsche 
Antheil dem Rechte nach Rußland anheimfalle, während der schauenbur- 
gische den Augustenburgern zukomme und der glückstädtische ohne alle
gesetzliche Erben sei.

Außerordentlich wenig über diesen Einfall Claussen's war jedenfalls 
der Herzog von Angustenburg erbaut, der denn auch schleunigst mit Hülse 
Falck's einige anonyme Artikel gegen Claussen's Rechtserörterung in das 
Kieler Correspondenzblatt eiuzuschmuggeln und, natürlich wieder „ recht* 
ltd), “  nachzuweisen wußte, daß es mit einer derartigen Trennung Schles­
wigs von Holstein, welche das Erbrecht der Augustenburger aus den
schauenburgischen Antheil Holsteins beschränke, nichts sei.

Falck konnte indefi in Bezug auf diese herzoglichen Artikel nicht
unterlassen, in einem vertraulichen Schreiben an den Herzog auf einen 
wesentlichen Mangel der Rechtserörterung aufmerksam zu machen.

Später, als die Forderungen der Februar-Revolution in Holstein 
Anklang fanden, legte auch Claussen in unverhohlener und ohne Zweifel 
ehrlicher Weise seine Sympathien für die Institutionen des demokratischen 
Staatslebens an den Tag. Allein der Advokat überwog in ihm, wie 
bei der ganzen OlShausen-Claussen'schen Partei, bei Weitem den Liberalen. 
Dies ging so weit, daß, wie ich lebhaft erinnere, Claussen noch im Jahre
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1850 mir einmal gesprächsweise als etwas sehr Wichtiges und Erfreu­
liches die Möglichkeit mittheilte, aus den alten Urkunden sogar das Recht 
der Schleswig-Holsteiner abzuleiten sich nach Gutdünken eine Regierung 
zu wählen.

Als ob dieser Krimskrams mittelalterlicher Zustände und Beschlüsse 
für die heutzutage von der Democratic als Menschenrechte aufgestellten 
Forderungen von irgend welcher Bedeutung wäre. Sehen wir doch ein­
mal zu, was es mit den s. g. Volksbeschlüssen und Verträgen des 
Mittelalters, selbst wenn sie in aller Form des damaligen Rechtes vor 
sich gingen, für eine Bewandtniß hat. Wer war denn damals das Volk? 
Offenbar etwas ganz Anderes als was man jetzt mit diesem Namen 
bezeichnet. Das schleswig-holsteinische Volk des Mittelalters war der 
Adel, die höhere Geistlichkeit und die Patricier bevorrechteter Städte und 
und diese an Einsicht und Gesittuug tief unter uns stehenden Stände,
deren ganze politische Weisheit in der niederträchtigsten Unterdrückung der 
Bauern und in der Verdummung der untern Klassen bestand, die sollten 
berechtigt gewesen sein, bindende Beschlüsse für die Civilisation eines 
Jahrhunderts zu fassen, von dessen Leben und Treiben sie gar nichts 
wissen konnten. Geht doch, Ih r  rechtsgelehrten Liberalen! Eure Behaup­
tungen sind entweder unehrlich oder einfältig!

Man braucht ja übrigens, um auf der Stelle zu erkennen, was es 
eigentlich mit den dänischen und deutschen Rechtsbehauptungen auf sich 
hat, nur den Fall zu setzen, daß in nicht zu widerlegenden, rechtsgültigen 
Urkunden gerade das Gegcntheil von dem stände, was die Parteien
heutzutage wünschen. Gesetzt, es wäre urkundlich und rechtlich ausgemacht 
worden, daß Schleswig und Holstein in alle Ewigkeit getrennt und unter 
eine Menge kleiner Fürsten getheilt werden sollten; oder es existirte ein 
rechtsgülttiger Vertrag des Inhalts: das Königreich Dänemark sei für
alle Zeiten auf die Insel Seeland beschränkt, würde man sich dann auch 
noch auf das historische Recht berufen?

Und ferner: handelte es sich nicht bei diesem ganzen Streite, wie 
er mit der Veröffentlichung des offenen Brieses zum Ausbruch kam, der 
Hauptsache nach um die Zufälligkeit der Nachkommenschaft des königlich 
dänischen Hauses. Gesetzt eine solche Nachkommenschaft hätte sich bis
zum Ueberflusse erzielen lassen, oder es wäre gleich von Anfang die 
Erbfolge des Königreichs mit der der Herzogthümer in der Weise rechtlich 
in Einklang gesetzt worden, daß von einer Trennung der Lande niemals 
hätte die Rede sein können. Wie dann, Ih r  Schleswig-Holsteiner? Oder
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seid Ih r  wirklich der Meinung, daß von solchen Zufälligkeiten, da- 
Schicksal und die Rechte der Völker abhängig gemacht werden sollen?

Je schärfer wir also das historische Recht ins Auge fassen, desto 
mehr verliert es an Boden, an Gehalt, an bindender Kraft und an 
Sittlichkeit. Die Wahrheit des historischen Rechts, das ist es, was sich 
immer klarer und unwiderleglicher herausstellt, die Wahrheit dieses Rechtes 
liegt nicht, wie man wohl früher glaube, in der Vergangenheit, sie liegt 
in der Gegenwart. Die natürliche Trennung der staatlichen Verwaltung 
und Verfassung nach der heutigen Grenze der Sprache und die natürliche 
Einheit freigewordener Völker in ihrem Vorwärtsdringen auf der Bahn 
der Freiheit, das ist der einzig wahre Maaßstab des modernen Rechtes.

Für den Augenblick freilich läßt sich an den Zuständen der Herzog­
tümer und des Königreiches wenig ändern. Auch auf diesen Ländern 
lastet jetzt die Ruhe des Grabes. Aber das wird wenigstens Jeder, 
mag er Däne oder Deutscher sein, einzuräumen nicht umhin können, daß 
es ein im höchsten Grade unnatürliches Verhältniß genannt werden muß, 
wenn ein so völlig deutscher Staat wie Holstein, unter eine dänische 
Regierung gestellt wird. Nicht minder unnatürlich wäre es gewesen, 
hätten die Holsteiner im Falle einer anderen Wendung des Krieges ihre 
Herrschaft bis an die Königsau, oder die Dänen die ihrige bis an die 
Eider ausgedehnt. Denn der größere nördliche Theil von Schleswig ist 
ohne alle Frage dänisch eben so wie der geringerre südliche Theil nur zu 
Deutschland gerechnet werden kann.

Man wird mir vielleicht einwenden, die Sprache sei heutzutage nicht 
mehr der einzige oder höchste Maaßstab brr Staatentrennung, ein höherer 
liege in den Verhältnissen des Handels oder der Civilisation überhaupt. 
Allein so wahr dies im Allgemeinen ist, so wenig ist doch damit für die 
Regulirung besonderer Zustande gewonnen. Zunächst liegt es auf der 
Hand, daß es eine seltsame Zmmithung an den einen oder ändern Staat 
wäre, wollte man von ihm verlangen, er solle fortan keinen Werth mehr 
auf die sprachliche Grenze legen, während ringsumher die begrenzenden 
Länder noch aus der niedrigsten Stufe des Nationalhaffes stehen. Und 
ferner, was ist denn mit der Trennung nach Handels- oder Gewerbever- 
hältnissen gesagt? Sieht man einmal von der noch nicht erreichten Freiheit 
des Völkerverkehrs ab, so läßt sich voraussehen, daß es dänischen Schrift­
stellern eben nicht schwer werden wird, darzuthun, daß sie zur gedeihlichen 
Entwickelung ihres Handels außer Holstein wo möglich auch noch Hamburg 
und Lübeck besitzen müßten, während es sich von deutscher Seite mit der­
selben Leichtigkeit würde Nachweisen lassen, daß uns Holstein noch nichts
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nützte, wenn wir nicht zugleich auch Schleswig und Jütland bekämen. — 
Von solchen Standpunkte aus ist keine Vereinigung möglich.

Der einzige Maaßstab der Trennung oder Einigung bleibt wenigstens 
bis zur Erreichung einer höheren Kulturstufe die Sprache, wobei es sich 
jedoch von selbst versteht, daß hier nicht von einer Octroyirung ihrer 
Grenze, sondern von einer Selbstbestimmung freigewordener Völker die 
Rede ist.

Jetzt aber, wo die Reaction mit siegreicher Gewalt den Status quo 
verlangt, was bleibt da übrig als der großen Worte Lornsen's zu ge­
denken, die er seinen Freunden wie seinen Feinden, den Deutschen wie den 
Dänen zurief: »Euer großes Endziel  vereint Euch Beide!"

»Die Freiheit in ihrem vollen Umfange zu entwickeln, und in derselben 
wieder zu tüchtigen, kraftvollen Völkern zu erstarken, bis die große Ge­
schichtsstunde geschlagen hat, wo Ih r  in die großen Reiche Eurer beider­
seitigen Volksgenossen eintreten, als zwei würdige Glieder rintreten könnt, 
das ist Eure beiderseitige Aufgabe."

IV .

Wer Schleswig-Holsteinismus, der erste Rettungs­
anker der deutschen Reaction.

Während seine Helfershelfer die Zeit der Abwesenheit Olshausens 
und Claussens dazu benutzten, sich der Provisorischen Regierung zu be­
mächtigen, war der Herzog von Auguftenburg, der wohl wußte, daß er 
für seine Privatinteressen von einer wirklichen Volkserhebung mehr zu 
fürchten als zu hoffen hatte, nach Berlin geeilt, um sich ausw är t s  
einen Verbündeten zu suchen. Bezeichnende Thatsachen für den Cha­
rakter der schleswig-holsteinischen Erhebung. — Was damals zwischen 
ihm und dem Könige von Preußen besprochen wurde, darüber herrscht bis 
jetzt das tiefste Geheimniß. Genug, es erschien der berühmte Brief »an 
meinen lieben Vetter," welcher dem Rechtsboden der Herzogthümer als 
einer Angelegenheit des damals sich in großer Bedrängniß befindenden 
deutschen Bundes  Respect zu verschaffen versprach.

Der Conservatismus des deutschen BürgerthumS athmete auf. — 
Man pries den Liberalismus der Fürsten und glaubte um so mehr an 
die Gültigkeit des historischen Rechtes, von der man nichts verstand, als
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der König von Preußen sich für dasselbe ausgesprochen hatte. Als ob 
der König staatsrechtliche Studien gemacht hätte! —

In  einem Schreiben des Prinzen Waldemar von Augustenburg, 
dessen Veröffentlichung wir dem dänischen Hoshistoriographen Wegener 
verdanken, finden sich über die Rechtskenntniß des preußischen Hoses beach­
tenswerte Andeutungen.

Der Prinz, welcher sich nämlich als preußischer Officier in Berlin 
aufhielt und vom Herzoge um die Verbreitung des Samwer'schen Buches 
ersucht worden war, antwortete am 28. November 1844 von Potsdam 
aus Folgendes:

„ I n  den höheren Kreisen ist man mit den in Rede stehenden Rechts­
verhältnissen gänzlich unbekannt,  wie überhaupt mit den meisten 
menschlichen Dingen und Viele suchen ihr Vergnügen daher im Himmel­
reich; der Kön ig  kennt die Frage durchaus nicht, wie ich aus 
öfteren Unterredungen mit ihm weiß, packt jedoch wie immer das deutsche 
Interesse an, wenn man ihn darauf bringt; unsere Prinzen haben eben­
falls läuten, aber nicht zusammenschlagen hören; höhere Staatsbeamte 
habe ich auch nicht gefunden, die die Sache genau kennen, außer dem
Minister Rochow ; einige behaupten, abgesehen vom Rechtspunkte,
könne es den Mächten doch nicht gleich sein, ob Dänemark so oder so
groß s e i.............  Willissen ist dienstthuender Flügeladjutant und wird
als solcher nicht ermangeln, den König auf die Samwer'sche Schrift auf­
merksam zu machen, oder was besser ist, ihm daraus zu erzählen; viel­
leicht habe ich selbst Gelegenheit dazu. Der Kön ig  liest leider 
nicht.............. “

Also auf allen Seiten nichts als Unkenntniß des vorgeblichen Rechtes. 
I n  den Herzogtümern hatte schon Lornsen aus Verzweiflung über die 
Unmöglichkeit, das papiernc Recht zu ermitteln, dazu gerathen, sich bei 
den nöthig gewordenen Verfassungs- und Verwaltungsreformen lieber an 
die tatsächlich bestehenden Zustände zu halten. Am preußischen Hofe 
totale Unkenntniß der Sache, und beim Herzoge von Augustenburg das 
unangenehme Bewußtsein, daß der „staatsrechtliche Versucht Samwers, 
ihm eine Krone zu verschaffen, sich in wesentlichen Punkten nicht halten 
ließe. Trotz alledem kann man sich noch heutzutage von den Schleswig- 
Holsteinern wie von den Dänen auf das Bestimmteste versichern lassen, 
sie hätten sich für ihr Recht geschlagen. —

Beim preußischen Hofe kam es natürlich, zumal bei der mangelnden 
Rechtskenntniß vor Allem auf die zufällige Laune, und die durch politi­
sche Witterungsverhältnisse bedingte Stimmng an. Es kann uns daher
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nicht wundern, aus einem Briefe des Herzogs von Glücksburg an den 
Herzog von Augustenburg zu ersehen, daß der König von Preußen noch 
im Jahre 1846 die Bewegungen in den Herzogtümern als revolutionär 
bezeichnete und verlangte, daß der König von Dänemark derselben mit 
großer Kraft entgegentreten solle.

Hatte aber der König schon im Jahre 46 die schleswig-holsteinische 
Bewegung als eine illegitime verabscheut, so war, dünkt mich, zwei Jahre 
später um so weniger Grund vorhanden, sie als eine legi t ime zu 
vertheidigen.

Allein die neuen Zustände erforderten von Seiten der Diplomatie 
eine neue Berechnung. Als der Herzog von Augustenburg in den März­
tagen des Jahres 1848 hülfesuchend in Berlin eintraf, hatte so eben die
preußische Garde ihren Rückzug vor dem Volke angetreten. Der König 
war genöthigt worden, sich der Begeisterung des revolutionären Bürger­
thums hinzugeben und sich mit dem Symbole der deutschen Einheit zu
schmücken. Auch in Wien, was keiner erwartet hatte, war dem Volke
über die Vertheidiger der Legitimität der Sieg geblieben. So war dem 
Bundestage seine Macht und dem historischen Rechte der Nimbus ge­
nommen.

Es galt für Beide eine neue Stütze und ein neues Wort zu finden. 
Das Wort und die Stütze bot Schleswig-Holstein. Hier fiel die Lieb­
lingsidee der Fürsten mit der des Volkes, der Schein der Revolution mit 
dem Scheine der Legitimität zusammen. Hier war die Gelegenheit ge­
funden, auf die Beschlüsse des deutschen Bundes als auf den Willen des 
Volkes und auf das historische Recht als auf das Endziel der Bewegung 
hinzuweisen.

Der König also schrieb dem Herzoge: „Ich habe mich der Wah­
rung der deutschen Sache für die Tage der Gefahr unterzogen, . . . um 
das Bestehende nach außen und im Innern zu erhalten. Zu diesen be­
stehenden Rechten rechne ich dasjenige der Herzogthümer Schleswig- 
Holstein  In  diesem Sinne habe ich mich bereits beim Bundes­
tage erklärt, und bei diesem bestehenden Staatsverhältniß bin ich bereit, 
in Betracht des BundeSbcschlusses vom 17. März 1846 die Herzog­
thümer Schleswig-Holstein gegen etwaige Uebergriffe und Angriffe mit 
den geeignetsten Mitteln zu schützen “

Das tricolore Bürgerthum jubelte und die preußischen Garden zogen 
nach Rendsburg. Welch' treffliche Gelegenheit, zugleich in letzteren wieder 
das militärische Selbstbewußtem zu stärken und ihnen den Corpsgeist zu
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erhalten, der durch die allzunahe Berührung mit der Berliner Volksbewe­
gung gefährdet worden war.

Wie den kleineren Staaten Mitteldeutschlands dieser Feldzug zu­
statten kam, wird Wenigen entgangen sein. So, um nur ein Beispiel 
anzuführen, wurden im Herbst des Jahres 1848 die weimarischen Truppen, 
welche man nach Schleswig-Holstein beorderte, durch sogenannte Reichs­
truppen ersetzt, weil, wie ich später vom Minister v. Watzdorf selbst er­
fuhr, die Regierung eine demokratische Schilderhebung als nahe bevor­
stehend ansah und sich für diesen Fall nicht glaubte auf die Landestruppen 
verlassen zu können.

Schleswig-Holstein diente mithin als Blitzableiter für die mißliebigen 
Förderungen der Democratic und bot zugleich den Fürsten das trefflichste 
Mittel, sich bei ihren „Untertanen“  wieder in Gunst zu setzen. Geden­
ken doch noch jetzt nicht selten die für Schleswig-Holstein inspirirten Blätter 
mit wahrer Rührung der „ schönen“ Zeit, wo unsere Landesväter, wie im 
Mittelalter ihre ritterlichen Vorfahren, hinter ihren Truppen her in das 
gelobte Land einzogen.

Bevor indeß den preußischen Truppen gestattet ward, sich für die in 
Berlin erhaltene Niederlage an den Dänen zu revangiren, eilte als ge­
heimer Abgesandter der Major von Wildenbruch von Berlin nach Kopen­
hagen, um sich wo möglich mit dem Könige von Dänemark auf Grund 
des vor der Erhebung bestehenden Rechtes über ein freundschaftliches Zu­
sammenwirken zu verständigen.

An demselben Tage nämlich, an welchem der Prinz von Noer die 
Schleswig-Holsteiner bei Bau von den Dänen schlagen ließ, überreichte 
der Herr v. Wildenbrnch dem Minister der auswärtigen Angelegenheiten 
in Kopenhagen eine Note, in welcher er unter Anderm erklärte: „Preußen 
wünscht vor allen Dingen die Herzogthümer Schleswig-Holstein ihrem 
Könige zu erhalten. — . . .  Im  Interesse Dänemarks aber so wie
dem aller Nachbarstaaten liegt eS, daß die deutschen Fürsten sich der 
Angelegenheit kräftig annehmcn, und einzig der Wunsch, die radikalen 
und republikanischen Elemente Deutschlands zu verhindern, sich unheil­
bringend einzumischen, bewog Preußen zu den gethanen Schritten. Das 
Einrücken preußischer Truppen in Holstein hatte den Zweck, das Bundes­
gebiet zu sichern und zu verhindern, daß die republikanischen Elemente 
Deutschlands, an die Herzogthümer als letztes M i t t e l  der Selbst­
erhal tung hätten appelliren können, sich der Sache bemächtigten“ . . ..  
Es war dies die erste officielle und authentische Interpretation des oben 
erwähnten Briefes, welchen der König einige Wochen früher dem Herzoge 
von Augustenburg in Berlin zugestellt hatte.

3
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F ür den Herzog aber und seinen Anhang in den H erzogtü m ern  
stand dam als die S ach e folgenderm aßen:

M it  der Februar-R evolution  hatte sich der H erzogtü m er eine S t im ­
m ung bemächtigt, die b is dahin ganz außerhalb der Berechnung des 
Augustenburger P la n e s  gelegen hatte. W a s  letzterer erstrebt hatte , w ar  
eine herzogliche R egierung m it aristokratischem P rincip .

M it  Schrecken sah m an jetzt, daß m an m it neuen Factoren  zu rech­
nen hatte. D a s  Volk, welches der Herzog durch seine Z eitu n gs-A gen ten  
gegen Dänem ark hatte aufreizen lassen und dessen Aufregung er bisher  
a ls  bloßes M ittel zur Erreichung seines dynastischen Zweckes hatte be­
nutzen können, w ar plötzlich zu einer selbstständigen M acht, m it selbststän­
digen, deni aristokratischen Princip  schnurstracks entgegenstehenden Forde­
rungen geworden. W a s  w ar zu thun? Löschen ließ sich so rasch nicht 
wieder die F lam m e des so lange angeschürten Dänenhasses, so gerne m an  
es auch gethan hätte.

A u f der anderen S e ite  w ar die bestimmt ausgesprochene Forderung  
D änem arks, daß S ch lesw ig , von Holstein getrennt, unter einer der däni­
schen entsprechenden Verfassung dem Königreiche einverleibt w erde, dem 
Herrschergelüste des H erzogs und der politischen Existenz der schleswig­
holsteinischen Ritterschaft nicht weniger gefährlich a ls  die Forderungen  
der D em okratie.

Unter diesen Umständen w andte m an sich nochmals nach Kopenhagen, 
um den G rafen  v. Moltcke zur M odificirung der dänischen Ansprüche zu 
bewegen. D er  G r a f  ging nicht auf die Zum uthung ein. Jetzt w ar es 
hohe Z eit zu handeln; denn zögerte m a n , so w ar vorauszusehen, daß  
d a s Volk selbst die Sache in die Hände nehmen würde. E s  galt, 
dieser V olksbewegung zuvorzukommen. —  D ie  provisorische R egierung  
constituirte sich. S i e  erließ jenes berüchtigte von Dropsen verfaßte Schrei­
ben, in welchem dem S in n e  nach dasselbe gesagt ward, w a s  später die 
«gem einsam e R egieru n g“ dem K önige von Dänem ark erklärte, daß sie 
nämlich die G ew alt nur übernommen habe in der H offnung, dem Lande 
au f diesem W ege die S egn u n gen  einer a ls  legitim  anerkannten R egierung  
wiederum zuzuwenden und daß der Zeitpunkt baldigst herbeigeführt werden 
m öge, in welchem es gestattet sein werde, d a s Land der Herrschaft seines 
königlichen H erzogs zurückzugeben. —

D ie  dänische R egierung nahm diese feige Heuchelei a u f w ie sichs ge­
bührte; sie entgegnete, derartige M anoeuvres weder beifällig  aufnehmen 
noch beantw orten zu können. —

Aber w orauf wollte sich denn nun die provisorische R egierung für 
d a s Augustenburgische Sch lesw ig-H olstein  stützen?
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Wollte sie den Kampf für die Einheit der Herzogthümer zu einer
selbstständigen Aufgabe dieser Lande machen, so konnte sie nicht umhin,
sich auf das Volk zu stützen. Wollte sie von dem Volke Vieles verlan­
gen, so mußte sie ihm Vieles gewähren. ES war klar, daß mit der 
Kampfkraft des Volkes nach Außen zugleich die Ansprüche seines Frei­
heitsbewußtseins gesteigert werden würden. Wo aber wäre dann das
Traumbild eines herzoglichen Thrones, wo wären die Segnungen der 
Legitimität geblieben, die man zum Schutze einer aristokratischen Volksbe­
herrschung angerufen hatte.

Es blieb für diese Herren, welche bei weitem mehr die Freiheit des 
Volkes fürchteten als sie die Dänen haßten, nichts anderes übrig, 
als die Selbstständigkeit des Kampfes aufzugeben und statt im eignen 
Volke an auswärtigen Höfen sich eine Stütze zu suchen.

So stand es um die Aussichten des Herzogs als derselbe mit dem 
Könige von Preußen in den Märztagen zusammentraf. Die Verständi­
gung war leicht gefunden. Das beiderseitige Interesse erheischte dasselbe. 
Die Unterdrückung der Democratic durch Unterdrückung eines selbststän­
digen Kampfes der Herzogthümer, das ist die einfache und einzige Er­
klärung für die diplomatische Verwirrung des dänisch-deutschen Krieges. 
Das ist zugleich der rothe Faden, der sich durch die ganze Misere der
schleswig-holsteinischen Erhebung hindurchzieht.

Die Aufgabe der provisorischen Regierung wie der späteren S ta tt­
halterschaft wurde von diesem Augenblicke an eine durchaus bestimmte, 
wenn auch sehr klägliche. Man pflegte sie preußischerseits als bloße Ver­
waltungsbehörde zu betrachten, sie war noch weniger, sie war eine bloße 
Polizeibehörde. Bei keiner unter den vielen Berathungen der Großmächte 
über Schleswig-Holsteins Schicksal ward sie zugelassen. Daher ihre be­
ständige, fast komische Unwissenheit über die wichtigsten Beschlüsse der 
auswärtigen Politik. Die unendlich vielen geheimen Sitzungen der 
Landesversammlung waren offenbar darauf berechnet, diese Unwissen­
heit dem Volke zu verbergen. Umsonst bestanden die Deputirten der 
Linken beständig auf die Oeffentlichkeit der Sitzungen. Die Regierung 
konnte sie unmöglich gestatten; sie hätte ihre Unwissenheit zur Schau tragen 
müssen.

Ihre einzige Aufgabe war, wie gesagt, eine polizeiliche. Sie hatte 
um ihrer Selbsterhaltung willen die demokratischen Elemente zu bekämpfen 
beschlossen; mit diesem Volkselemente aber verlor sie zugleich die Basis und die 
Kraft für eine selbstständige Geltung. Das war der unnatürliche Kreis­
lauf, aus welchem die schleswig-holsteinische Bewegung nie heraus kam.
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Die einzelnen Acte dieser Politik sind bekannt. Man braucht nach 
dem Gesagten nur auf sie hinzublicken, um sie verständlich zu finden. 
So glich das Wahlgesetz der letzten sogenannten „ordentlichen“ Landesver­
sammlung auf ein Haar jenem französischen, welches die Minister Carl X. 
erlassen hatten, um der mittelalterlichen Adelsherrschaft den Sieg über 
das constitutionelle Königthum zu verschaffen Jede gesetzmäßige Kund­
gebung des Volkswillens war durch dasselbe gelähmt. I n  gleicher Weise 
wurden alle übrigen Einrichtungen, welche einem selbstständigen Freiheits­
kampfe als Rückhalt hätten dienen können in systematischer Weise bekämpft. 
Ich brauche hier nur auf den Mangel einer freien Gemeindeordnung, auf 
die Aufrechthaltung der Patrimonial - Gerichtsbarkeit und auf die Hart­
näckigkeit des Kampfes gegen die Einführung der Geschwornen - Gerichte 
hinzuweisen. Hiermit im Einklänge stand die Verhinderung einer wirklichen 
Volksbewaffnung, die Zurückweisung der tüchtigsten Soldaten, die Besetzung 
der Officierstellen mit zum Theil völlig unfähigen, zum Theil von Preußen 
völlig abhängigen Junkern, die kleinliche Unterdrückung jeder freisinnigen 
Regung, die politischen Verfolgungen, die Einkerkerungen, die steckbriefliche 
Verfolgung Ronge's, die Zuchthausstrafen und jene widerliche Spionage 
nicht gegen die Landesfeinde, sondern gegen die Demokratie.

M it dieser Unselbstständigkeit der Herzogthümer und ihrer völligen 
Unterordnung unter die preußische Politik, hängt zugleich das Mißtrauen 
zusammen, mit welchem unter den Großmächten selbst England auf die 
Kriegsoperationen der schleswig - holsteinischen Truppenmacht zu blicken 
pflegte. Lag die Gewißheit vor, daß Schleswig-Holstein eö zu keiner 
selbstständigen Regierung bringen konnte, so lag wenigstens den Diplo­
maten des geltenden Staatensystems der Gedanke nicht fern, daß 
Preußen in der Bevormundung dieser Lande eine Erweiterung seiner 
Macht und seines unmittelbaren Einflusses erstrebe. Das war es, dem 
England schon aus commerciellem Interesse sich widerfetzte.

Daß auch Rußland von demselben Gesichtspunkte aus, den dänisch­
deutschen Krieg ins Auge faßte, läßt sich schwerlich in Abrede stellen; nur 
daß bei ihm natürlich zugleich das andere Streben ein unverkennbares 
war, die nur auf dem Wege der demokratischen Entwickelung zu erreichende 
Selbstständigkeit der Herzogthümer um jeden Preis zu verhindern. Das 
enge Freundschaftsbündniß der russischen mit der dänischen Regierung ist 
eine bekannte Thatsache und diesem Bändniffe allein verdankten die Dänen 
die Resultate nicht weniger ihrer Niederlagen als ihrer Siege. Schon 
vor der Schlacht von Jdstedt war daher das Schicksal der Herzogthümer 
nicht so sehr durch den Erfolg der Schlachten als durch die diplomatischen 
Verhandlungen einer siegreichen Reaction bedingt.



37

Unter diesen Umständen dünkt mich waren die Wege, zwischen denen 
die Führer der schleswig-holsteinischen Democratic zu wählen hatten, deutlich 
genug vorgezeichnet. Nach jahrelanger Erfahrung konnte es ihnen nicht 
schwer werden, die Kräfte zu berechnen, über welche sie zu gebieten hatten. 
Sie mußten wissen, ob es ihnen möglich sein würde, auch wider den
Willen des höheren Bürgerthums, das, wie im übrigen Deutschland, so 
auch hier, zur Hauptstütze der Reaction geworden war, die Macht wieder 
zu gewinnen, welche sie zu Anfang in so naiver Weise sich hatten aus 
den Händen winden lassen. Und wenn diese Möglichkeit fehlte, wenn alle
Mittel erschöpft, wenn alle Anknüpfungspunkte verloren waren, um das
Volk zu einer neuen Begeisterung und das Heer zu neuer Thatkraft zu 
entflammen: dann, aber freilich auch erst dann, war es ihre Pflicht,
ihren letzten Einfluß darauf zu verwenden, der Statthalterschaft die Kräfte 
zu entziehen, welche sie brauchte, einen Krieg fortzuführen, der nur un- 
nützige Opfer kostete und der Reaction eine immer bequemere Handhabe 
zur Durchführung ihrer Pläne wurde.

Weder zur Einschlagung des einen noch des anderen Weges ver­
mochte sich Olshausen und seine Partei zu entschließen. Sie unterstützten 
die Regierung, ohne sich für sie zu erklären; sie opponirten gegen sie, 
ohne die Absicht zu haben, ihre Kräfte zu lähmen.

Wer wollte es mir verdenken, wenn ich mich von dieser Kinderei der 
Olshausen'schen Opposition so fern wie möglich zu halten suchte?

Manche indeß möchten vielleicht auf einen anderen Ausweg Hinweisen 
und sich wundern, daß ich bis jetzt eines Gegenstandes nicht erwähnte, 
der doch jedenfalls der Beachtung werth scheint, ich meine die so oft be­
hauptete Verbindung der schleswig-holsteinischen mit der dänischen Demo­
cratic. So viel ich weiß, hat eine solche Verbindung nie bestanden, 
wiewohl sie, wie ich glaube, ein nicht untaugliches'Mittel gewesen wäre 
zur Herbeiführung dauernderer und ehrenhafterer Resultate als die jetzigen. 
Vielleicht lag die Schuld an Olshausen's und Claussen's anfänglichem 
Auftreten in Kopenhagen. Gewiß indeß ist, daß leider auch noch jetzt, 
trotz aller Freiheit der dänischen Presse, keine einzige Stimme von Be­
deutung zu uns herüberschallt, aus der ein wirkliches Interesse an der 
Freiheit der Herzogtümer oder eine höhere Weltanschauung als die der 
nationalen Einseitigkeit zu entnehmen wäre. Kein Wunder daher, wenn 
der russisch - österreichische Sieg der dänischen Liberalen über die durch 
Preußen unterstützte Reaction der Herzogtümer auch die Knechtung des 
Königreichs zur schließlichen Folge haben sollte.
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